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 Begründung gemäß § 2a BauGB:  Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen des Bauleitplans  1. Veranlassung sowie Ziele und Zwecke der Planaufstellung Die vorliegende 2. Änderung des Bebauungsplanes „Zwischen Gensinger Straße, Miche-linstraße, Planiger Straße und Sandweg“ (4/9) wird erforderlich, um nach dem geplanten Wegfall des dortigen Lkw-Parkplatzes für die kleine Fläche des Änderungsbereiches die pla-nungsrechtlichen Voraussetzungen für bauliche Nutzungen bzw. für eine kleinräumige Nach-verdichtung der hier prägenden gewerblich-industriellen Nutzung zu schaffen.   

 Abb. 1: Foto mit Blick auf den Lkw-Parkplatz aus ost-nordöstlicher Sicht.  Links die Planiger Straße und die gehölzbestandene Böschung zur Bahntrasse hin; rechts die Einmündung in die Otto-Meffert-Straße.  Die den Parkplatz zum Gehweg hin begrenzende Laterne und die dortige  Bushaltestelle sind bereits Bestandteil der Straßenparzelle.  Für die Änderungs-Fläche sollen Festsetzungen getroffen werden, welche einen städte-baulich sinnvollen Anschluss an die nord-nordwestlich folgenden Festsetzungen des rechts-kräftigen Bebauungsplanes 4/9, aber auch an die des unmittelbar westlich angrenzenden Bebauungsplanes 4/7 ermöglichen. Dort sind jeweils überbaubare Flächen eines Industrie-gebietes gemäß § 9 BauNVO festgesetzt (dazu s. Kap. 4.1, Unterpunkt „Bebauungspla-nung“), die nun auf die bisherige Lkw-Parkplatz-Fläche erweitert werden sollen. Außerdem 
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weist der Nachbar-Bebauungsplan 4/7 einen (unbemaßten, aber) über 7 m breiten, nicht überbaubaren privaten Grünstreifen entlang der Planiger Straße aus, der einen optischen Puffer zwischen der gewerblichen Nutzung und der Straße sichern soll (s. Kap. 4.1, Unter-punkt ´Bebauungsplanung`); auch dieser soll im Änderungsgebiet fortgeführt werden. Anlass der Plan-Änderung ist der geplante Neubau eines Hotels durch einen Bad Kreuz-nacher Unternehmer an dieser Ecke Otto-Meffert-Straße / Planiger Straße, welcher südlich des neu hergestellten Baukörpers der Fa. „Dein Design“ an dieser Straßenecke errichtet werden soll.  Die Stadt Bad Kreuznach hat ein starkes Interesse an einem solchen Hotel, welches nicht nur neue Arbeitsplätze zu schaffen, sondern auch das touristische Angebot für qualitativ hochwertige Übernachtungsmöglichkeiten ergänzen vermag und dadurch zum Aufenthalt in der Kur- und Geschäftsstadt animiert. Insbesondere in dem Segment eines „Business-Hotels“ mit angeschlossenen Seminar- und Schulungsräumen, die auch an sonstige Interessenten vermietet werden können, wird ein verstärkter Bedarf gesehen. Diese Einschätzung wurde inzwischen auch durch eine Mach-barkeitsstudie des Deutschen Hotel- und Gaststättenverbandes e. V. (DEHOGA) für diesen Standort außerhalb von Kurgebiet und Kernstadt bestätigt. Aber auch ohne die Realisierung dieses Vorhabens kann durch die vorliegende Änderung eine Optimierung der Bauflächen (auch durch die Verlagerung einer Pflanzfläche an deren Rand zur Straße hin) und nicht zuletzt hier auch eine gestalterische Aufwertung gegenüber dem leider häufig unansehnlichen Anblick des (nicht immer ordnungsgemäß genutzten und einen unange-messen hohen Kontroll- und Pflegebedarf hervorrufenden) Lkw-Parkplatzes erzielt werden, die mit der ohnehin bereits vorgesehenen Neugestaltung der Planiger Straße in diesem Bereich einhergehen soll.  Auch die westlich angrenzende Maschinen- und Anlagenbau-Firma (Siempelkamp Logistics) plant aktuell hier einen Neubau für ein Service- und Logistikzentraum am Sandweg, sodass – mit den beiden jüngeren Gebäuden der Firmen „Dein Design“ und „ODD“ in der Otto-Meffert-Straße - in diesem Teil des Industriegebietes in absehbarer Zeit – trotz der überwiegend gewerblich-indus-triellen Nutzungen – ein zunehmend ansprechendes Siedlungs- und Straßenbild zu erwarten ist. Ein Ersatz für die dadurch entfallenden Lkw-Stellplätze soll an anderer, weniger exponierter bzw. frequentierter Stelle (voraussichtlich an der Carl-Zeiss-Straße, auf der anderen Seite der südlich folgenden Bahnlinie) geschaffen werden.  Zur planungsrechtlichen Sicherung dieses Vorhabens muss aber der rechtskräftige Bebau-ungsplan für diesen Teilbereich geändert werden, da zumindest ein Teil der geplanten neuen Baufläche (beim konkreten Vorhaben die privaten Hotel-Stellplätze) die im Bebauungsplan bisher als öffentliche Parkplatzfläche festgesetzte Fläche tangiert (s. Abb. 5).  Außerdem ist dort, zwischen diesem Parkplatz und den Baugebietsflächen bisher auch ein 5 m breiter Grünstreifen festgesetzt, welcher an dieser Stelle zugunsten der baulichen Nut-zung entfallen und dafür künftig in einen entsprechenden Streifen entlang der Planiger Straße verlagert werden soll, sodass er weiterhin den südlichen Abschluss der baulichen Nutzung zur Straße hin bilden wird (s. Planzeichnung). Die südliche Baugrenze und der Grünstreifen sollen somit gemäß der Konzeption des westlich angrenzenden Bebauungsplanes 4/7 nach Osten bis zur Otto-Meffert-Straße fort-geführt werden.  Zur städtebaulich sinnvollen Neuordnung dieses Teilgebietes soll der Bebauungsplan hier – unabhängig von dem genannten Vorhaben – eine homogene Weiterführung (Arrondierung) der angrenzenden Festsetzungen der genannten Planungen und somit eine bessere Aus-nutzungsmöglichkeit der Bauflächen nach dem Wegfall des Lkw-Parkplatzes sichern. Die übrigen Festsetzungen des Bebauungsplanes sollen allerdings weitestmöglich erhalten und allenfalls im Hinblick auf die Ermöglichung des Bauvorhabens überprüft und ggf. ange-passt werden.  
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Dieser somit zunächst von privater Seite angeregte Änderungswunsch entspricht in vollem Umfang dem städtischen Willen, da S.. 
− S.  durch die Umnutzung dieses Innenbereiches und die daraus resultierende neue (und räumlich geringfügig erweiterte) Bebaubarkeit eine ökologisch und ökonomisch sinn-volle Nachverdichtung in einem von Bebauung bereits geprägten und erschlossenen Gebiet geschaffen werden kann, wie es inzwischen auch den aktuellen landes- und regionalpolitischen Vorgaben entspricht (z. B. des LEP IV; Stichwort ´Innenentwicklung vor Außenentwicklung`), 
− S. ein bewährter örtlicher Unternehmer die Möglichkeit erhält, seine wirtschaftlichen Akti-vitäten um ein weiteres Betätigungs-Segment zu erweitern, sodass indirekt der Haupt-betrieb und die Sicherheit seiner Arbeitsplätze gestärkt wird, 
− S. die Erweiterung der Baugebietsflächen zulasten des Parkplatzes – unabhängig von der aktuell geplanten Realisierung eines Hotels – dazu beiträgt, die Ausnutzbarkeit der Gewerbe- bzw. Industriegebietsflächen in diesem Gebiet zu verbessern und somit auch Arbeitsplätze zu sichern bzw. neu zu schaffen, 
− S.  der mit der Änderung einhergehende Rückbau des derzeitigen Lkw-Parkplatzes stadt-bildästhetisch nur positive Wirkungen zeitigen kann, 
− S.  infolge des Rückbaus der voll versiegelten Parkplatzfläche und der Festsetzung einer Baufläche (mit teilweise beschränkter Bebaubarkeit) zumindest in diesem Teilgebiet auch ein geringerer Versiegelungsgrad, mit entsprechend positiven Wirkungen vor allem für den Boden- und den Wasserhaushalt) erzielt werden kann (insgesamt bleibt der Grad fast exakt gleich; s. Kap. 9.3), 
− S keine Biotopstrukturen oder gar nicht ersetzbare stadtbildästhetisch bedeutsame Ele-mente nachteilig betroffen sind und somit kein nennenswerter Eingriff aus Sicht des Naturhaushaltes und des Landschafts- bzw. Stadtbildes gegeben ist, 
− S. vielmehr die flächengleiche Verlagerung des im B-plan festgesetzten, jedoch noch nicht realisierten Grünstreifens zur Planiger Straße hin eine ökologische und land-schaftsästhetische Aufwertung entlang der Straße bewirkt,  
− S.  und auch sonst keine städtebaulichen Gründe erkennbar sind, die dagegen sprechen. Zudem kann mit der Plan-Änderung – über die oben bereits genannten Zwecke hinaus - auch ein Beitrag geleistet werden, der § 1 Abs. 6 BauGB geforderten Berücksichtigung der Belange „der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer verbrau-chernahen Versorgung der Bevölkerung“ (S) sowie „der Erhaltung, Sicherung und Schaf-fung von Arbeitsplätzen (<) Rechnung tragen zu können. Auch dies dient somit den Interes-sen des Planungsträgers.    2. Planungsrechtliches Verfahren / Aufstellungsbeschluss  Der Geltungsbereich der vorliegenden 2. Änderung liegt am südlichen Rand des am 17.07.2003 als Satzung beschlossenen und am 18.08.2003 in Kraft gesetzten Bebauungs-planes „Zwischen Gensinger Straße, Michelinstraße, Planiger Straße und Sandweg“ (Nr. 4/9).  Ziel des Ursprungs-Bebauungsplanes war es, im Rahmen der Konversionsmaßnahmen für die betroffenen Flächen der ehemaligen Marschall-Kaserne in dem Titel gebenden Gebiet ein Gewerbe- bzw. Industriegebiet zu entwickeln und damit zur Stärkung der Wirtschaft und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze beizutragen. 
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Aus den in Kap. 1 erläuterten Gründen hat der Rat der Stadt Bad Kreuznach – nach einer Vorberatung im Ausschuss für Stadtplanung, Bauwesen, Umwelt und Verkehr am 08.09.2016 – in seiner Sitzung am 29.09.2016 die 2. Änderung des Bebauungsplanes für den Bereich „Zwischen Gensinger Straße, Michelinstraße, Planiger Straße und Sandweg“ (Nr. 4/9) beschlossen. Da diese Bebauungsplan-Änderung eine Maßnahme der Innenentwicklung bzw. eine Nachverdichtung planungsrechtlich sichern soll, wurde dabei auch beschlossen, ihn als Bebauungsplan der Innenentwicklung im Sinne des § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren aufzustellen. Die dazu erforderlichen Voraussetzungen des § 13a Abs. 1 BauGB sind gewährleistet, da  
− gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB die zulässige Grundfläche unter 20.000qm liegt, 
− gemäß § 13a Abs. 1 Satz 4 BauGB durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-keitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Lan-desrecht unterliegen, 
− gemäß § 13a Abs. 1 Satz 5 BauGB keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter (Erhaltungsziele und Schutzzweck von Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung und von Europäischen Vogelschutz-gebieten) bestehen. Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB. Demnach kann gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB von fol-genden Vorschriften bzw. Leistungen abgesehen werden: 
− der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, 
− dem Umweltbericht nach § 2a, 
− der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 
− dem Monitoring nach § 4c BauGB. Auch die zusammenfassende Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB ist im Rahmen dieses Verfahrens nicht erforderlich.  Mit diesem Bebauungsplan der Innenentwicklung soll gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 3 BauGB einem Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen in der Abwägung in angemessener Weise Rechnung getragen werden. Da es sich, wie oben bereits erwähnt, um einen Fall des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB handelt (zulässige Grundfläche liegt deutlich unter 20.000 qm), gelten gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Somit ist auch ein Ausgleich – sofern ein Kompensationsbedarf überhaupt gegeben wäre dazu s. u.) - nicht erforderlich. Gemäß § 13a Abs. 4 BauGB gelten diese Vorgaben ausdrücklich auch für die Änderung und Ergänzung eines Bebauungsplans und somit für den vorliegenden Fall. Um zu dieser Planung bereits in einer frühen Planungsphase Anregungen und Bedenken von Seiten der Öffentlichkeit und der betroffenen Behörden und der sonstigen Träger öffent-licher Belange erfahren und berücksichtigen zu können, wurde allerdings von der Möglichkeit des beschleunigten Verfahrens, auf die frühzeitigen Beteiligungen gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB zu verzichten, nicht Gebrauch gemacht.  
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3. Beschreibung des Geltungsbereiches Der Geltungsbereich der vorliegenden 2. Änderung umfasst den bestehenden Lkw-Park-platz auf Flst. 93/94 und einen Teil der Freifläche südlich des in jüngster Zeit erbauten Gewerbegebäudes der Fa. „Dein Design“, die derzeit brach liegt und von Erdablagerungen und jungen Ruderalflächen geprägt wird. Außerdem wird der Geltungsbereich - zur eindeu-tigen Bestimmung der Erschließung und in Anlehnung an die Definition aus dem Ursprungs-Bebauungsplan - hier bis zur Straßenmitte der Planiger Straße erweitert (s. Abb. 2). Betroffen sind die Flurstücke 93/75 (Planiger Straße) teilweise, 93/94 vollständig und 92/123 teilweise in Flur 78 der Gemarkung Bad Kreuznach (Gesamtgröße: ca. 1.960 qm).   

 Abb. 2: Lageplan mit Abgrenzung des Geltungsbereiches (unmaßstäblich). [Quelle: Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz (http://map1.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/index.php); Geobasisdaten: Kataster- und Vermessungsverwaltung Rheinland-Pfalz].  
• Grenzbeschreibung laut Aufstellungsbeschluss:   Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches ergeben sich aus der zugehörigen Planzeichnung im Maßstab 1:500. 

Bahntrasse 
Planiger Straße 

Otto-Meffert-Straße 
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4. Planungsrelevante Vorgaben / Rahmenbedingungen  4.1 Übergeordnete Planungen / Einfügen in die räumliche Gesamtplanung 
∗ Landesplanung:  

− Raumstrukturgliederung der Landesplanung Die Stadt Bad Kreuznach wird im Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) den Ver-dichtungsräumen, und zwar den ´verdichteten Bereichen mit disperser Siedlungs-struktur` (Bevölkerungsanteil in Ober- und Mittelzentren ≤ 50%), zugeordnet. Verdich-tete Bereiche sind durch eine überdurchschnittliche Verdichtung und günstige Erreich-barkeitsverhältnisse bestimmt. Die Aufgabe der verdichteten Bereiche besteht u.a. in der Entlastung der hoch verdichteten Bereiche und darin, den ländlichen Bereichen Entwicklungsimpulse zu geben. 
− Prognose der Bevölkerungsentwicklung Gemäß der Prognose des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz wird der Stadt Bad Kreuznach im Zeitraum von 2013 bis 2035 ein Bevölkerungszuwachs von 5,4 % vorhergesagt. 

∗ Regionalplanung: (Regionaler Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe 2015):  - Der neue RROP stellt das Änderungsgebiet – wie bereits der RROP 2004 – als ´Siedlungsfläche Industrie und Gewerbe` dar.   

 Abb. 3: Auszug aus dem RROP 2015  mit Markierung der Lage des Änderungsgebietes (unmaßstäblich).  
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- Gemäß der Raumstrukturgliederung wird die Stadt Bad Kreuznach - im RROP 2004 wie auch im neuen RROP - als hoch verdichteter Raum gewertet. - Die Stadt Bad Kreuznach ist im neuen RROP Mittelzentrum und nimmt somit die Grund-versorgung mit Gütern und Dienstleistungen auch für seinen Nahbereich wahr; sie ist Standort zur Konzentration von Einrichtungen der überörtlichen Grundversorgung mit Gütern und Dienstleistungen, der aber als Versorgungsschwerpunkt ihres jeweiligen Verflechtungsbereiches auch das Rückgrat dieser Versorgungsebene darstellt.  - Als Ziel einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung ist im RROP zudem der (inzwischen ja auch im Baugesetzbuch – u. a. in § 1 Abs. 5 und in § 1a Abs. 2 – verankerte) Vorrang der Innenentwicklung vor der Außenentwicklung festgesetzt worden, so u. a. in Kap. 2.2.5:  - "Z 23 Die Innenentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung. Bei einer Auswei-sung von neuen, nicht erschlossenen Bauflächen im planerischen Außenbereich i. S. des BauGB ist durch die Bauleitplanung nachzuweisen, welche Flächenpotenziale im Innenbereich vorhanden sind und aus welchen Gründen diese nicht genutzt werden können, um erforderliche Bedarfe abzudecken“.  Dieser Ansatz „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ wurde im neuen RROP – auf Grundlage der diesbezüglichen Vorgaben des LEP IV und des Baugesetzbuches – noch stärker in den Fokus der Entwicklung gerückt. Auch für gewerbliche Nutzungen gilt dieses Gebot ausdrücklich und zwar ebenfalls als verbindliches Ziel der Regionalplanung: - Z 24 Soweit durch Konversion Liegenschaften frei werden, die für eine gewerbliche Nutzung geeignet sind, sind diese mit Vorrang wieder zu nutzen. Das Gleiche gilt für Nutzungen von Brachflächen allgemein.“ - Als weiterer planungsrelevanter Aspekt wird in Kap. II.1.2 (´Demographische Entwick-lung`) des neuen RROP als Grundsatz (G 3) gefordert, dass „unter Berücksichtigung des demographischen Wandels auf gleichwertige Lebensverhältnisse und eine trag-fähige Sozialstruktur hingewirkt werden“ [soll]. Dazu werden eine ausreichende Bereit-stellung von Wohnraum, gesunde Umweltbedingungen, ein breites Angebot an Arbeits-plätzen unterschiedlicher Anforderungen, eine bedarfsgerechte Ausstattung mit Infra-struktureinrichtungen und eine wohnortnahe Versorgung mit Gütern und Dienstleistun-gen angestrebt. Dies schließt die Sicherung der Daseinsvorsorge mit ein. Die unter-schiedlichen Bedürfnisse der verschiedenen Bevölkerungs- und sozialen Gruppen (Frauen, Familien und Kindern, älteren Menschen sowie Menschen mit Behinderungen) sollen Berücksichtigung finden“ (Hervorheb. nur hier). 
� Die vorliegende Änderung des Bebauungsplanes trägt einerseits dem Gebot der Innentwicklung vor Außenentwicklung (regionalplanerisches Ziel, somit nicht der Abwägung zugänglich) Rechnung, indem in einem voll erschlossenen Industriegebiet die bauliche Entwicklung erweitert und somit eine Nachverdichtung zu baulichen Zwecken ermöglicht wird, wofür eine reine Parkplatzfläche verlagert werden muss. Die geplante Nutzung trägt auch dazu bei, das im RROP geforderte breite Angebot an Arbeitsplätzen unterschiedlicher Anforderungen weiter zu optimieren, und (zumin-dest im Fall des geplanten Hotel-Neubaus) die laut Regionalplanung anzustrebende bedarfsgerechte Ausstattung mit Infrastruktureinrichtungen und <  wohnortnahe Ver-sorgung mit Dienstleistungen zu verbessern. Gleichzeitig werden dadurch auch Arbeitsplätze geschaffen. Da darüber hinaus keine sonstigen planungsrelevanten Aussagen aus übergeordneten Vor-gaben der Landes- und der Regionalplanung erkennbar sind, welche durch die vorliegende Bebauungsplan-Änderung tangiert werden könnten, und da es sich um eine räumlich und funktional sehr begrenzte Änderung eines rechtskräftigen Bebauungsplanes mit einer kon-
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kreten Zielsetzung handelt, sind an dieser Stelle weitere (allgemeine) Aussagen zur Verein-barkeit der Plan-Änderung mit sonstigen Vorgaben der Landes- und der Regionalplanung nicht notwendig.   
∗ Flächennutzungsplanung:  Im wirksamen FNP der Stadt Bad Kreuznach ist das Änderungsgebiet als gewerbliche Baufläche (G) dargestellt (s. Abb. 4); auch die rundum folgenden Bereiche sind ebenfalls so ausgewiesen. Südlich folgt die Bahnlinie Bad Kreuznach – Gensingen - Mainz, von der eine seinerzeit geplante Trasse quer durch das Industriegebiet in Richtung Kompostwerk verläuft (violette Strichellinie), wo sie an die dortige Bahnline Bad Kreuznach – Langen-lonsheim - Bingen anbinden sollte.   

 Abb. 4: Auszug aus dem wirksamen FNP der Stadt Bad Kreuznach  mit Markierung (roter Kreis) der Lage des Änderungsgebietes (unmaßstäblich).  Im beschleunigten Verfahren kann gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB der Bebauungsplan, der von Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist (allerdings darf die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets nicht beeinträchtigt werden, und der Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung anzupassen).  Im vorliegenden Fall ist allerdings durch die Erweiterung der Industriegebiets-Fläche (GI; eine Baugebiets-Kategorie der gewerblichen Bauflächen) keine Abweichung zu konstatie-ren. Eine entsprechende berichtigende Anpassung der FNP-Darstellung wird somit nicht erforderlich. 
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∗ Bebauungsplanung:  Im rechtskräftigen Bebauungsplan für den Bereich „Zwischen Gensinger Straße, Miche-linstraße, Planiger Straße und Sandweg“ (Nr. 4/9) sind für das nun überplante Teilgebiet folgende zeichnerische Festsetzungen getroffen worden (s. Abb. 5): 
� Im engeren Änderungsgebiet sind  - die Planiger Straße am Südrand als Straßenverkehrsfläche, dann  - der Lkw-Stellplatz als Straßenverkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (eben mit der Zweckbestimmung „Lkw-Parken“) sowie  - am nördlichen Rand eine 5 m breite private Grünfläche mit einem Pflanzgebot „G2“ (laut Textfestsetzungen für „heckenartige Bepflanzungen < (3-reihig)“) festgesetzt. 
� Die dann (überwiegend außerhalb des Änderungsgebietes) nordwestlich folgende Bau-fläche ist als Industriegebiet gemäß § 9 BauNVO festgesetzt, wobei die Baugrenze hier einen Abstand von 2,0 m zur Grünfläche wahrt. 
� Im Geltungsbereich der vorliegenden Änderung ist darüber hinaus am Ostrand des Lkw-Parkplatzes ein Standort für einen anzupflanzenden Baum festgelegt, welcher gemeinsam mit einem weiteren Baum ost-nordöstlich ein „Baumtor“ an der Einmün-dung von der Planiger in die Otto-Meffert-Straße bilden sollte. 
� Ein weiterer Standort für einen zu pflanzenden Baum liegt am Ostrand der privaten Grünfläche – dieser Baum bildet den südlichen Beginn der hier laut Bebauungsplan auf beiden Seiten der Otto-Meffert-Straße bis zur Gensinger Straße zu pflanzenden Winterlinden-Allee.  

 Abb. 5: Auszug aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan 4/9  mit Markierung (rote Strichellinie) des  B-plan-Änderungsgebietes (unmaßstäblich).  



Bebauungsplan „Zwischen Gensinger Straße, Michelinstraße,  Planiger Straße und Sandweg“ (Nr. 4/9, 2. Änderung)  Stadt Bad Kreuznach Begründung Seite 12  

 Stadt Bad Kreuznach Stand: Fassung gemäß Satzungsbeschluss vom 29.06.2017 

� Der größte Teil der Parkplatzfläche ist im rechtskräftigen B-plan nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB gekennzeichnet als "Fläche, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind" (laut Legende zum alten B-plan: „Stand Dezember 2002“). Diese Kennzeichnung wurde allerdings für sämtliche Baugebietsflächen des Bebauungs-planes, einschließlich der Otto-Meffert-Straße, getroffen.  Sie ist im Plan allerdings nicht (wie andere Teilgebiete im Geltungsbereich) als konkrete Einzelfläche aufgeführt, sondern innerhalb der großflächigen Altlasten-Umgrenzungs-Signatur für das gesamte GI (dazu s. Erläuterungen in Kap. 4.3, Unter-punkt „Altlasten, S“).  Die Planzeichnung enthält ansonsten keine weiteren Festsetzungen, die darüber hinaus für den vorliegenden Änderungs-Geltungsbereich gelten. Zu den textlichen Festsetzungen dieses Bebauungsplanes, so insbesondere zu Art und Maß der baulichen Nutzung sowie zu gestalterischen Vorgaben zu den Industriegebiets-flächen, sei auf die Ausführungen in Kap. 7f. verwiesen, wo die künftig gültigen Festset-zungen erläutert werden, welche sich sehr eng an den bisher rechtskräftigen Festsetzun-gen orientieren. Dort wird auch erläutert (und entsprechend begründet), welche bisher gültigen Festsetzungen für das Änderungsgebiet nicht mehr übernommen werden.  

 Abb. 6: Auszug aus dem rechtskräftigen Nachbar-Bebauungsplan 4/7  im Bereich des unmittelbar östlich angrenzenden  (hier rot markierten) Änderungsgebietes 4/9, 2. Änd. (unmaßstäblich).  

Bebauungs- plan 4/7 

Bebauungs- plan 4/9 
Geltungsbereich der vorliegenden 2. Änderung (ungefähre Lage) 
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Unmittelbar westlich an das Änderungsgebiet grenzt der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Industriegebiet am Sandweg, zwischen Planiger Straße und Gensin-ger Straße“ (Nr. 4/7) (s. Abb. 6). In diesem ist an der Grenze zum Plangebiet ebenfalls ein GI-Gebiet festgesetzt, wobei die überbaubare Fläche (ohne Abstandsvorgabe) bis unmit-telbar an den Geltungsbereich reicht. Die auch hier bis zur Hälfte in den Geltungsbereich einbezogene Straßenparzelle der Planiger Straße ist als Straßenverkehrsfläche festge-setzt, auf der eine zu pflanzende Baumreihe bis zum Sandweg vorgegeben ist. Außerdem ist entlang der Planiger Straße ein (unbemaßter, aber) über 7 m breiter, nicht überbau-barer privater Grünstreifen festgesetzt, der einen optischen Puffer zwischen der gewerb-lichen Nutzung und der Straße bilden soll.   4.2 Schutzgebiete und sonstige planungsrelevante Vorgaben aus umwelt- bzw. naturschutzfachlicher Sicht 
∗ Nationale und internationale Schutzgebiete / -objekte nach Naturschutzrecht  

→ Dazu s. Erläuterungen in Kap. 9.1 
∗ Wasserrechtliche Schutzgebiete und sonstige wasserrechtliche Vorgaben:  Es sind keine Trinkwasserschutzgebiete oder Heilquellenschutzgebiete von der Planung betroffen. Der Änderungsbereich liegt auch außerhalb festgestellter Überschwemmungs-gebiete.  Allerdings liegt das Plangebiet in einem Gebiet, in dem im Sinne des § 74 Abs. 2 Nr. 1 WHG Extremereignisse denkbar sind, die im statistischen Mittel sehr viel seltener als alle 100 Jahre auftreten können (Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit – „HQ extrem“). Daraus resultiert das Erfordernis einer an diese Lage angepassten Bauweise. Die dazu in der einschlägigen Literatur (z. B. in der Hochwasserschutzfibel des Bundes-ministeriums für Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung „Objektschutz und bauliche Vor-sorge“ vom Mai 2013 sowie in der Broschüre „Land unter – Ein Ratgeber für Hochwas-sergefährdete und solche, die es nicht werden wollen“ des Ministeriums für Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz (MUFV) Rheinland-Pfalz von 2008) aufgeführten Empfehlungen (bspw. Keller allenfalls mit wasserdichter, auftriebssicherer Wanne oder Verzicht auf Keller; hochwassersichere Lagerung wassergefährdender Stoffe etc.) sollten im Rahmen der konkreten Erschließungs- bzw. Hochbauplanung beachtet bzw. realisiert werden.  
∗ Schutzgebiete / -objekte nach Denkmalschutzrecht Es sind keine Schutzgebiete / -objekte nach Denkmalschutzrecht in der Umgebung des Änderungsgebietes vorhanden. 
∗ Sonstige planungsrelevante Vorgaben  Das Plangebiet wird von dem unter Bergaufsicht stehenden Solegewinnungsbetrieb "Karlshalle / Theodorshalle'' sowie von dem auf Sole verliehenen Bergwerksfeld "Theo-dorshalle III" überdeckt. Der Betreiber des Solegewinnungsbetriebes ist die GuT Gesund-heit und Tourismus für Bad Kreuznach GmbH. Das Bergrecht für das Bergwerksfeld "Theodorshalle III" wird durch die Stadt Bad Kreuznach aufrechterhalten (s. Abb. 7). Zum Schutz der Bad Kreuznacher Sole sollten im Bereich der Bergwerksfelder grundsätz-lich die wesentlichen Schutzkriterien von äußeren Zonen eines Heilquellenschutzgebietes angewendet werden (so v. a. keine tieferen Eingriffe in den Untergrund über 20 m Tiefe und Veränderungen der Grundwasseroberfläche über 3 m Tiefe).  
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 Abb. 7: „Berechtsamskarte“ der GuT mit den Bergwerksfeldern. Der Geltungsbereich ist markiert (unmaßstäblich). [Quelle: GuT GmbH)]. [Berechtsame ist ein alter Ausdruck aus dem Bergbaurecht und bezeichnet das Nutzungs-recht an bestimmten Bergbau- bzw. Grubenfeldern].  
∗ Sonstige Schutzgebiete / -objekte  Das Plangebiet berührt darüber hinaus keine Schutzgebiete nach anderem Recht.  Weitere Erläuterungen zu planungsrelevanten Vorgaben aus umwelt- bzw. naturschutz-fachlicher Sicht sind den diesbezüglichen Ausführungen in Kap. 9f. zu entnehmen.   4.3 Informationen zum Untergrund (Boden / Baugrund etc.),  zu Altlasten / Altablagerungen und zur Radonprognose 
• Baugrund / Böden Im Vorfeld der Bebauungsplan-Änderung wurde ein Geotechnisches Gutachten eingeholt, welches ein im Geltungsbereich sowie nördlich und westlich davon konkret geplantes Bau-vorhaben (Neubau eines Hotels) beurteilen sollte. Die Ergebnisse lassen sich (wenngleich 

Lage des Plangebietes 



Bebauungsplan „Zwischen Gensinger Straße, Michelinstraße,  Planiger Straße und Sandweg“ (Nr. 4/9, 2. Änderung)  Stadt Bad Kreuznach Begründung Seite 15  

 Stadt Bad Kreuznach Stand: Fassung gemäß Satzungsbeschluss vom 29.06.2017 

eingeschränkt) auch auf den engeren Änderungs-Geltungsbereich übertragen. Das Gutach-ten1 wird daher als Anlage der vorliegenden Bebauungsplan-Änderung beigefügt.  Die angetroffene Schichtenfolge wird vom Gutachter wie folgt beschrieben: „Ab Gelände-oberkante stehen zunächst im Mittel ca. 0,90 m dicke Auffüllungen aus sandig-kiesigen Schluffschichten mit steinigen Beimengungen aus Natursteinmaterial an. Ein Oberboden-horizont konnte aufgrund der bestehenden Auffüllsituation im Bereich des zu bebauenden Grundstückes nicht angetroffen werden. Unterhalb der Auffüllungen sind Schwemmlehm-schichten in Form feinsandiger Schluffschichten anzutreffen, die von sandig-kiesigen Terras-senschottern der nahe mit steinigen Beimengungen unterlagert werden. Im Liegenden der Terrassenschotter ist Fels in Form massig ausgebildeten Rhyolithgesteins zu erwarten, wel-ches gemäß unseren regionalgeologischen Kenntnissen aus benachbarten Baumaßnahmen aber erst in einer Tiefe von ca. 7,00 m bis 8,00 m unter OG Gelände zu erwarten ist“ (KERN GEOLABOR 2016, S. 7). Das Gutachten konstatiert die grundsätzliche Bebaubarkeit des untersuchten Gebietes, wobei hier insbesondere aus den oberflächennah nicht ausreichend tragfähigen Auffüll-schichten sowie der geringen Wasserdurchlässigkeit der oberflächennahen Baugrund-schichten entsprechende bautechnische Erfordernisse resultieren, zumal die Bildung von Staunässe nicht gänzlich ausgeschlossen werden kann.  Die umfangreichen gründungstechnischen und die Empfehlungen zur Bauwerksabdichtung sowie zu Baugruben und zur Rückverfüllung von Arbeitsräumen (Kap. 5f.) sind im Vorfeld der Realisierung von baulichen Anlagen ebenso zu beachten wie die Hinweise zur Herstel-lung von Verkehrsflächen (Kap. 6f., so v a. zum Planum, zur Entwässerung und zum Aus-bau).  Generell sollten aber die Anforderungen an den Baugrund der DIN 1054 (Baugrund – Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau), DIN 4020 (Geotechnische Untersuchungen für bautechnische Zwecke) und DIN 4124 (Baugruben und Gräben - Böschungen, Verbau, Arbeitsraumbreiten) sowie die Vorgaben zur Geotechnik der DIN EN 1997-1 und -2 (Entwurf, Berechnung und Bemessung in der Geotechnik - Teil 1: Allgemeine Regeln und Teil 2: Erkundung und Untersuchung des Baugrunds) beachtet werden.  
• Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen  oder Verdachtsflächen Im rechtskräftigen Bebauungsplan 4/9 sind sämtliche GI-Gebiets-Flächen sowie die Otto-Meffert-Straße nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB gekennzeichnet als "Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind" (laut Legende zum alten B-plan: „Stand Dezember 2002“).  Diese Signatur umfasste auch die nun überplante Parkplatzfläche sowie den bisherigen Grünstreifen und somit den überwiegenden Teil des vorliegenden Geltungsbereiches, mit Ausnahme eines ca. 6 m breiten Streifens am Westrand sowie der südlichen Hälfte des ein-bezogenen Teils der Planiger Straße. Diese sehr pauschale Darstellung resultierte aus der Tatsache, dass es sich beim Plangebiet des Ursprungs-Bebauungsplanes um eine Konversionsliegenschaft handelte, die ehemalige Marschall-Kaserne der US-Streitkräfte. Nach Rückgabe der Liegenschaft an die Bundesrepublik Deutschland wurde eine Erfassung potentieller Kontaminationen auf der Konversionsliegenschaft durchgeführt. Das Ergebnis dieser Erfassung wurde in einem Liegenschaftsbericht („Bericht zur Erhebung und Bewertung der Liegenschaft US-Marschall-Kaserne Bad Kreuznach“ vom März 2001) des Inge-nieurbüros Kocks Consult GmbH, Koblenz, dargelegt. Hierin waren auch die Ergebnisse von durch                                                  1  KERN GEOLABOR (2016): Geotechnischer Bericht zum Bauvorhaben Hotelneubau in der Otto-Meffert-Straße in 55543 Bad Kreuznach. Projekt-Nr. B 16-1012-1. Sprendlingen, 21.07.2016. 
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die US-Streitkräfte beauftragten Bodenuntersuchungen auf dem Gelände, bei denen in Teilberei-chen Bodenbelastungen festgestellt wurden, berücksichtigt worden. Basierend auf den Ergebnissen dieses Liegenschaftsberichtes erfolgte dann eine Bewertung der relevanten Teilflächen des Geländes durch die KoAG (Konversionsaltlastengruppe), und es wur-den weitere Untersuchungen zur Erkundung bzw. zur Gefährdungsabschätzung auf einzelnen Teil-flächen durchgeführt. Die Untersuchungsergebnisse sind in folgenden Berichten dargelegt: - „Bericht zur orientierenden Untersuchung altlastverdächtiger Flächen in der US-Marschall-Kaserne Bad Kreuznach“; Umweltinstitut Offenbach GmbH, Mai 2002. - „Bericht zur Detailerkundung altlastverdächtiger Flächen in der US-Marschall-Kaserne Bad Kreuznach“; Umweltinstitut Offenbach GmbH, Oktober 2002. Basierend auf den Ergebnissen dieser Untersuchungen wurden dann einzelne Teilflächen durch die KoAG neu eingestuft. Dies hatte zur Kennzeichnung von insgesamt 6 Teilflächen im Plan (drei östlich der Otto-Meffert-Straße, auf dem heutigen Michelin-Areal, sowie drei westlich dieser Straße, in den GI-Teilbereichen im Norden und am Westrand zum Sandweg hin) geführt, die entweder als Altlast mit (teilweise dringendem) Sanierungsbedarf oder als Altablagerung / Altlast oder als „keine Verdachtsflächen“ eingestuft wurden. Das nun überplante Teilgebiet liegt aber lediglich innerhalb der großflächigen Altlasten-Umgrenzungs-Signatur für sämtliche GI-Gebiete des Ursprungs-Bebauungsplanes. Das engere Änderungsgebiet wurde aber infolge der o. g. genaueren Untersuchungen nicht als konkrete Altlastenverdachts- oder Altablagerungs-Fläche aufgeführt. Die nächste derart klassifizierte Teilfläche liegt über 210 m vom Änderungs-Geltungsbereich entfernt (auf dem Parkplatz am Sandweg). Die Fläche ist auch nicht im Bodenschutzkataster der Struktur- und Genehmigungsdirek-tion Nord als Altlastenfläche erfasst.  Im Zuge des o. g. geotechnischen Gutachtens waren aus den 5 durchgeführten Bohrungen (die allerdings durchweg auf Flächen nördlich des engeren Änderungs-Geltungsbereiches durchgeführt wurden) insgesamt 38 Bodenproben entnommen worden, die zu 4 schicht-orientierten Bodenmischproben zusammengefasst und einer umweltanalytischen Unter-suchung im Hinblick auf die Einstufung gemäß LAGA TR Boden2 unterzogen wurden. Auch aus den aufgeschütteten Wällen (etwa auf der Fläche des bisher festgesetzten, nun auch in eine GI-Fläche umgewidmeten Grünstreifens und somit am nördlichen Rand des Änderungs-Geltungsbereiches) wurden insgesamt 72 Bodenproben entnommen, die zu 2 Mischproben zusammengefasst wurden. Das Ergebnis der umweltanalytischen Untersuchungen dieser Proben fasst der Gutachter wie folgt zusammen: „Die (<) Böden können aus abfall- und bodenschutzrechtlicher Sicht, mit einer Deklaration in die Einbauklassen 0 bis 2 nach LAGA TR Boden, einer uneinge-schränkten Verwertung zugeführt werden. Seitens des Unterzeichners wird hierbei eine Ver-wertung der anstehenden, wie aus den bestehenden Wallbereichen aufzunehmenden Böden in bodenähnlichen Anwendungen3 klar favorisiert. Nur in Bezug auf die bis in eine Tiefe von 0,90 m unter OK Gelände anzutreffenden Auffüllungen ist eine bautechnische Verwendung vor Ort oder aber eine deponiebautechnische Verwertung außerhalb des Neubauvorhabens erforderlich“ (KERN GEOLABOR 2016, S. 34-35).                                                  2  LÄNDERARBEITSGEMEINSCHAFT ABFALL (LAGA) (2004): Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen. Teil II: Technische Regeln für die Verwertung. 1.2 Bodenmaterial  (TR Boden). o.A.e.O.. 3  Damit ist laut Definition im Gutachten eine „Verfüllung von Abgrabungen unterhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht“ gemeint (KERN GEOLABOR 2016, S. 30). 
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Im engeren Geltungsbereich der vorliegenden Änderung sind von dieser Bewertung jedoch nur die Proben aus den aufgeschütteten Wallflächen betroffen – diese wurden in allen abfall-rechtlichen Deklarationen im Gutachten als Z0 nach LAGA TR Boden bewertet, sind somit völlig unbedenklich und für alle Zwecke verwertbar.  Die Aussagen zu den Auffüllungen hingegen beziehen sich nicht auf das übrige Ände-rungsgebiet, welches derzeit völlig versiegelt ist.  Es besteht aufgrund der zwangsläufigen Unvollkommenheit der durchgeführten Erkun-dungsmaßnahmen immer noch ein gewisses Restrisiko. Es kann nicht gänzlich ausge-schlossen werden, dass kleinräumig Bodenverunreinigungen vorhanden sein können, die sich erst später im Zuge von Baumaßnahmen ergeben.  Um dieses Restrisiko aufzufangen sowie zur Sicherstellung der bodenschutz-und abfall-rechtlichen Belange sind die im Zuge der geplanten Baumaßnahmen erforderlich werdenden Aushubarbeiten, einschließlich der ordnungsgemäßen Entsorgung der Aushubmassen, durch einen qualifizierten Sachverständigen überwachen und dokumentieren zu lassen. Bei Verdacht auf Verunreinigungen sind Bodenproben zu entnehmen und auf die zu besorgen-den Schadstoffe zu untersuchen. Dabei ist die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, RegionalsteIle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz (Koblenz) zu beteiligen.  
• Rutschungsgefährdung Die Fläche liegt außerhalb von bisher bekannten rutschgefährdeten Zonen  Auch sonstige Massenbewegungen (Erdfall, Felssturz, Steinschlag, Tagesbruch) sind laut Kartenviewer des Landesamtes für Geologie und Bergbau [Quelle: http://mapclient.lgb-rlp.de/?app=lgb&view_id=6] für das Plangebiet und die nähere Umgebung bisher nicht ver-zeichnet.  
• Radonprognose Gemäß der Radonprognosekarte des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (Mainz) [s. Karte: http://www.lgb-rlp.de/radonprognosekarte.html] liegt das Plangebiet in einer Region, in der laut Legende zur genannten Karte in der Bodenluft ein erhöhtes Radonpoten-zial (40-100 kBq / m3) mit lokal hohem (über 100 kBq / m3) Radonpotenzial in und über ein-zelnen Gesteinshorizonten festgestellt wurde, das in Abhängigkeit von den jeweiligen Gesteinsschichten stark schwanken kann.  Nach Einschätzung des Ministeriums für Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz Rhein-land-Pfalz lassen aber die bisher in Rheinland-Pfalz gemessenen Konzentrationen den Schluss zu, dass bei geeigneter Bauausführung praktisch überall Gebäude errichtet werden können, die den notwendigen Schutz vor Radon bieten. Mit steigender Radonkonzentration erhöht sich aber das Risiko einer Erkrankung an Lungenkrebs.  Es wird daher geraten, bauliche und sonstige Vorsorgemaßnahmen zu treffen, um den Eintritt des Radons in das Gebäude weitgehend zu verhindern; hierzu zählen insbesondere - Konstruktiv bewehrte, durchgehende Bodenplatten aus Beton (Dicke ≥ 15cm), - Abdichtung von Böden und Wänden im erdberührten Bereich gegen von außen angrei-fende Bodenfeuchte mit radondichten Materialien in Anlehnung an die DIN 18915 mit Materialien, die auch zur Radonabwehr geeignet sind, - Abdichtungen von Zu- und Ableitungen, von Rissen, Fugen und Rohrdurchführungen in Boden berührenden Hausbereichen mit radondichten Materialien, - Abdichten von Kellertüren, - Zuführung der Verbrennungsluft für Heizkessel u. ä. von außen, sowie - häufiges intensives Lüften.  
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Grundsätzlich sind zum Schutz gegen Radon in der Bodenluft eine durchgehende Boden-Fundamentplatte und ein normgerechter Schutz gegen Bodenfeuchte zu empfehlen. Bei stärkeren Konzentrationen werden darüber hinaus ein Abschluss des Treppenhauses gegen das Untergeschoss, der Verzicht auf Wohn- und Aufenthaltsräume im Kellerbereich und der Einbau einer Radon-dichten Folie unter der Bodenplatte empfohlen.  Als weitergehende in die Bauvorhaben einfach zu integrierende Maßnahme wird von ent-sprechenden Fach-Gutachtern zumeist auch die Hinterfüllung vor erdberührten Außen-wänden mit nicht-bindigen Materialien empfohlen und geraten, dafür zu sorgen, dass diese Hinterfüllung einen Anschluss an die kapillarbrechende Schotterschicht unter der Boden-platte besitzt, um eine Entlüftung der letzteren zu gewährleisten. An den erdberührten Wän-den kann diese Funktion auch eine vliesbeschichtete Noppenfolie übernehmen. Dies wird vor allem auch für die Gebäude empfohlen, in denen Kellerräume dauerhaft durch Personen als Wohn- oder Arbeitsbereich genutzt werden. Sorgfalt bei der Radonabwehr sollte auch für die Gebäude ohne Unterkellerung gelten, weil in nicht unterkellerten Gebäuden im statistischen Mittel die Radonkonzentrationen im Erdge-schoss höher als in unterkellerten Gebäuden sind. Die Frostschürzen unter nicht unterkel-lerten Gebäuden verhindern, dass Bodenluft mit Radon über die kapillarbrechende Schotter-schicht nach außen abgeleitet werden kann. Unter diesen Bedingungen können sich unter dem Gebäude höhere als hier gemessene Radonkonzentrationen einstellen. Weitere Informationen sind u.a. dem Radon-Handbuch des Bundesamtes für Strahlen-schutz, der Radon-Informationsstelle beim Landesamt für Umwelt, Wasserwirtschaft und Gewerbeaufsicht (Oppenheim) sowie folgender Seite zu entnehmen:  http://mapserver.lgb-rlp.de/php_radon/meta/erlaeuterungen.pdf. Die Ergebnisse von vorgenommenen Radonmessungen sollten dem Landesamt für Geolo-gie und Bergbau Rheinland-Pfalz (Mainz) mitgeteilt werden, damit diese in anonymisierter Form zur Fortschreibung der Radonprognosekarte von Rheinland-Pfalz beitragen können. Um der kommunalen Hinweispflicht nachzukommen und eine höchst mögliche Transpa-renz für Architekten und Bauherren zu sichern, wurden die vorstehend aufgeführten Aus-sagen auch in den Satzungstext (unter ´Hinweise und Empfehlungen`) aufgenommen.  
• Kampfmittel Derzeit sind keine Anhaltspunkte bekannt, die das Vorhandensein von Kampfmitteln im Plangebiet vermuten lassen. Das Vorhandensein von Kampfmitteln im Plangebiet kann jedoch nicht ausgeschlossen werden. Eine Kampfmittel-Sondierung des Geländes hat bis-lang nicht stattgefunden. Diese ist ggf. in Eigenverantwortung des Grundstückseigners / Bauherren zu veranlassen. Jedwede Erdarbeiten sind in entsprechender Achtsamkeit durch-zuführen. Sollte ein Verdacht auf das Vorhandensein von Kampfmitteln bestehen, so sind aus Sicher-heitserwägungen weitere Erdarbeiten sofort zu unterlassen. Zunächst muss dann eine Frei-messung des Geländes erfolgen. Ist diese unter vertretbarem Aufwand nicht möglich, so muss bei allen bodeneingreifenden Maßnahmen eine baubegleitende Aushubüberwachung / Kampfmittelsondierung durchgeführt werden. Sollten Kampfmittel gefunden werden, so sind aus Sicherheitsgründen die Erdarbeiten sofort einzustellen und umgehend die Ordnungs-behörde der Stadt, die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der Kampfmittelräumdienst Rheinland-Pfalz zu benachrichtigen. Dies wird auch in den Hinweisen im Satzungstext entsprechend ausgeführt.    
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5. Standortalternativen  Es handelt sich, wie bereits erläutert, um die sehr kleinräumige Erweiterung der baulich nutzbaren Flächen aufgrund der geplanten Verlagerung des bisherigen Lkw-Stellplatzes.  Für diese Erweiterung eines voll erschlossenen Bereiches bedarf es daher keiner Prüfung von Alternativstandorten, zumal auch keine erheblichen städtebaulichen Gründe ersichtlich sind, die gegen diese Verbesserung der Ausnutzung der Baugebietsflächen sprechen.     6. Erschließung Die Erschließung des Änderungsgebietes bzw. der neu überbaubaren Fläche ist durch ver-kehrliche Anbindungen sowie durch die Anbindungsmöglichkeiten aller erforderlicher Ver- und Entsorgungsleitungen an bestehende, für die geplante Nutzung hinreichend ausgelegte Anlagen in der Planiger bzw. in der Otto-Meffert-Straße vollständig gesichert.   6.1 Verkehr Die Lage des Änderungsgebietes sowie des übrigen Bebauungsplangebietes bewirkt grundsätzlich, dass Ziel- und Quellverkehr weiterhin weitgehend außerhalb der Innenstadt bzw. von Wohngebieten fließen wird, da eine sehr gute Anbindung über die Otto-Meffert-Straße und die Gensinger Straße an die in den letzten Jahrzehnten zunehmend optimierte Bundesstraße 41 existiert, welche ihrerseits sehr gut an die Autobahnen A 61 und A 60 angebunden ist. Somit dürfte gewerblich-industriell verursachter Ziel- und Quellverkehr (ebenso wie der durch ein Hotel verursachte Verkehr) zu einem sehr hohen Anteil diese Trassen nutzen und die weniger belastbaren Innenstadt-Netze verschonen.  Die sogar im Geltungsbereich der vorliegenden 2. Änderung (in der Parzelle der Planiger Straße) gelegene und künftig dort auch unverändert vorgesehene Bushaltestelle ermöglicht aber auch kurze Fahrten von hier Arbeitenden (sowie ggf. auch für Hotelgäste) zum Bahnhof und in die Innenstadt. Der bereits konkret geplante Ausbau der Planiger Straße in diesem Bereich sieht zudem eine Verbesserung für den Fahrradverkehr (mit eigenen Spuren) vor, der hier eine relativ starke Frequentierung aufweist (u. a. als Trasse von den östlichen Stadtteilen in Richtung Schulzentrum / Innenstadt und zurück). Die innere Erschließung der GI-Bauflächen (bzw. eines im Änderungsgebiet und nördlich davon konkret geplanten Hotels) ist vom jeweiligen Bauherrn zu regeln und auf Baugeneh-migungsebene zu belegen. Auch die entsprechenden Zufahrtsmöglichkeiten für Feuerwehr und Rettungsfahrzeuge etc. sind auf Ebene des Bauantrages nachzuweisen.  Der Nachweis ausreichender Stellplätze in Abhängigkeit von der tatsächlich geplanten Nutzungsdichte ist nach den einschlägigen Vorgaben der Stellplatzverordnung Rheinland-Pfalz (Zahl, Größe und Beschaffenheit der Stellplätze für Kraftfahrzeuge – Verwaltungsvor-schrift des Ministeriums der Finanzen vom 24. Juli 2000 (12 150 - 4533) (MinBl. S. 231)) im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu erbringen.   
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6.2 Ver- und Entsorgung 6.2.1 Versorgungsanlagen  
• Trinkwasser: Die Versorgung des Geltungsbereiches mit Trinkwasser aus dem vorhandenen Netz ist gesichert. Versorgungsträger sind die Stadtwerke Bad Kreuznach. Eine ausreichende Menge zur Löschwasserversorgung ist im Rahmen des Baugenehmi-gungsverfahrens vom Erschließungsträger nachzuweisen (diese ist aber bereits für das vorhandene Industriegebiet gewährleistet). 
• Elektrizität: Das Plangebiet wird über Erdkabelleitungen mit elektrischer Energie versorgt; die evtl. neuen erforderlichen Anbindungen an das öffentliche Netz sind vom Bauherren zu konzi-pieren und mit dem Träger abzustimmen. 
• Telekommunikation: Die fernmeldetechnische Versorgung der neu geplanten Gebäude ist durch entspre-chende Anschlüsse an die vorhandenen Telekommunikationsanlagen des örtlichen Netzes herzustellen.   6.2.2 Entsorgungsanlagen  
• Schmutzwasserentsorgung Das anfallende Schmutzwasser wird, wie für die bisherigen gewerblich bzw. industriellen Nutzungen im Gebiet, der vorhandenen Kanalisation in der Planiger und in der Otto-Meffert-Straße mit Anschluss an die unweit nördlich gelegene Kläranlage zuführt.  
• Oberflächenwasserbewirtschaftung (Exkurs: Der Bauleitplan muss noch keine abschließende konkrete Regelung des Um-gangs mit dem anfallenden Niederschlagswasser enthalten, aber grundsätzlich erkennen lassen, dass das Oberflächenwasser nach den einschlägigen wasserrechtlichen Vorga-ben bewirtschaftet werden kann und (gleichwohl noch undetailliert) darlegen, wie dies gelöst werden soll.  Darauf basierend, sind im Bebauungsplan ggf. entsprechende Flächen für Entwässe-rungsanlagen oder auch Leitungsrechte festzusetzen, um die notwendigen Voraus-setzungen zu schaffen, die dann im Rahmen der Erschließungsplanung bzw. der ört-lichen Abwassersatzung und eines eigenständigen wasserrechtlichen Verfahrens zu konkretisieren bzw. umzusetzen sind. Für die Sammlung des Niederschlagswassers in Zisternen bzw. seine Wiederverwen-dung als Brauchwasser enthält jedoch § 9 (1) BauGB keine Rechtsgrundlage. Die Ein-richtung von Zisternen mit Brauchwassernutzung kann demnach im Bauleitplan lediglich in Form eines Hinweises empfohlen werden, ist jedoch über eine entsprechend gestal-tete örtliche Abwassersatzung oder aber – in Abhängigkeit von den Eigentumsverhältnis-sen – über privatrechtliche Verträge regelbar.) Die abzuleitende Oberflächenwassermenge soll generell möglichst gering gehalten wer-den. Die Menge des von den Dach-, Hof- und Stellplatzflächen anfallenden Niederschlags-wassers sollte durch Maßnahmen wie die Einrichtung von Zisternen mit Pumpen zur Brauchwassernutzung oder die Schaffung von Rückhaltungen aus ökologischen, aber auch aus wirtschaftlichen Gründen (geringere Dimensionierung von Kanälen etc., aber auch Mini-mierung langfristiger volkswirtschaftlicher Kosten durch Hochwasserschäden etc.) minimiert. 
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Bei den hydraulischen Berechnungen des örtlichen Abwassernetzes wurden die bereits seit langer Zeit baulich bzw. gewerblich genutzten Plangrundstücke, einschließlich des nun entfallenden Parkplatzes, bereits berücksichtigt. Die vorliegende Plan-Änderung bewirkt allerdings keine nennenswerte zusätzliche Versie-gelbarkeit, die einen Nachteil für den Wasserhaushalt zur Folge haben könnte.  - Vielmehr erfolgt die Erweiterung der überbaubaren Fläche - sowohl gemäß den rechtskräftigen Festsetzungen (Straßenverkehrsflächen) als auch gemäß dem tatsäch-lichen Bestand (vollversiegelte Parkplatzfläche) – auf bereits vollständig versiegelten Flächen, während für die nun festgesetzte GI-Nutzung nur 80 % (GRZ 0,8) versiegelt werden können.  - Die zusätzlich festgesetzte Ausnahmereglung der möglichen Überbauung für Stellplätze und Nebenanlagen etc. (bis zu einer „Gesamt-GRZ“ von maximal 83 %) wird nur zugelas-sen, wenn dies entsprechend ausgeglichen wird (z. B. durch Dachbegrünung), sodass hierdurch keine Nachteile für den Boden- und den Wasserhaushalt entstehen können. - Auch der Verlust der 5 m breiten privaten Grünfläche im Norden wird durch die flächen-gleiche Verlagerung des Pflanzgebotsstreifens (mit Vorgaben für die flächige Bepflanzung sowie zusätzlich dem Gebot zur Pflanzung einer Hochstamm-Baumreihe) an den Südrand der Baugebietsfläche im Hinblick auf evtl. Versiegelungen 1:1 ausgeglichen.  - Lediglich die daraus resultierende Erhöhung der Bezugsfläche für die GRZ (da das Pflanzgebot nunmehr in der GI-Fläche festgesetzt wird) stellt diesbezüglich eine Ver-schlechterung dar.  Insgesamt ist - bei einer Ausschöpfung der maximal zulässigen Überbauung - eine Erhö-hung der maximalen Versiegelbarkeit um ca. 11 qm möglich, wie die Bilanzierung in Kap. 9.3 ergibt (s. u.).  Somit ist also aus Sicht des Wasserhaushaltes durch die Bebauungsplan-Änderung im engeren Geltungsbereich keine merkliche Veränderung festzustellen. Näheres ist im Vorfeld des Baugenehmigungsverfahrens - auf Grundlage einer Gegen-überstellung der künftigen Versiegelungen gegenüber dem bisherigen Versiegelungsgrad, sowie einer Bilanzierung der im Plangebiet getroffenen Maßnahmen zur Reduzierung des Regenwasserabflusses (wie z. B. Anlagen zur Rückhaltung / zur Versickerung; sonstige Maßnahmen wie wasserdurchlässige Befestigung von Teilflächen oder Dachbegrünung - mit den Stadtwerken abzustimmen.     7. Planungsrechtliche Festsetzungen Da es sich nur um eine sehr kleinräumige Änderung am südlichen Rand des Bebauungs-plangebietes (auf ca. 1 % des Gesamt-Geltungsbereiches) handelt, in der im Wesentlichen das sonstige Industriegebiet (GI) zulasten einer Parkplatzfläche arrondiert wird, erscheint es geboten, die bisherigen Festsetzungen weitestgehend beizubehalten, um nicht von der grundsätzlichen städtebaulichen Konzeption abzuweichen. Daher werden im Folgenden die künftig im Änderungsgebiet gültigen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen erläutert und begründet, wobei jedoch die städtebaulichen Begrün-dungen der ursprünglichen und weiterhin gültigen Festsetzungen nicht mehr ausführlich dar-gelegt werden müssen; dazu sei auf die Begründung im Ursprungs-Bebauungsplan verwie-sen.   



Bebauungsplan „Zwischen Gensinger Straße, Michelinstraße,  Planiger Straße und Sandweg“ (Nr. 4/9, 2. Änderung)  Stadt Bad Kreuznach Begründung Seite 22  

 Stadt Bad Kreuznach Stand: Fassung gemäß Satzungsbeschluss vom 29.06.2017 

7.1 Art der baulichen Nutzung Das neu überbaubare Teilgebiet des Änderungsbereiches wird (wie bereits erläutert), ana-log zu den angrenzenden Flächen, ebenfalls als Industriegebiet – GI gemäß § 9 BauNVO – festgesetzt.  Dies entspricht auch dem in der Umgebung dominierenden und städtebaulich in diesem wohngebietsfernen Bereich unverändert erwünschten Nutzungsschwerpunkt.   7.2 Maß der baulichen Nutzung Das Maß der baulichen Nutzung für das GI-Gebiet der vorliegenden Änderung wird – wie für das übrige Baugebiet des rechtskräftigen Bebauungsplanes - mit Hilfe der Festsetzungen  - der Grundflächenzahl  - der Baumassenzahl  eindeutig und hinreichend bestimmt.  
• Grundflächenzahl (GRZ) Bereits im rechtskräftigen Bebauungsplan ist eine GRZ von 0,8 festgesetzt, welche die in § 17 Abs. 1 Spalte 2 BauNVO für ein Industriegebiet genannte Höchstgrenze darstellt.  Dies bleibt unverändert und entspricht der aktuellen sowie der künftig hier städtebaulich gebotenen Nutzung inmitten der geschlossenen, verdichteten und die verfügbaren Grund-flächen maximal ausnutzenden Bebauung. In diesem für die (zumeist flächenbedarfsintensi-ven) industriell-gewerblichen Nutzungen ausgewiesenen Gebiet erscheint es unangebracht, Spielräume einzuschränken. Es wird lediglich die ergänzende Festsetzung aus dem alten Bebauungsplan gestrichen, wonach „die nach § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO generell zulässige Überschreitung der Grund-flächenzahl um bis zu 50 % für Garagen, Zufahrten und Nebenanlagen (<)  zum Schutz des Bodens, des Kleinklimas und des Grundwasserhaushaltes nicht zulässig“ ist, da diese Über-schreitung nach dem zitierten Satz 2 des § 19 Abs. 4 BauNVO nur bis zu einem Wert von maximal 0,8 überschritten werden darf, welcher ja ohnehin bereits für die Hauptbaukörper gilt.  Außerdem wird die bisherige Festsetzung  „Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 19 Abs. 4 Nr. 3 BauNVO wird eine Über-schreitung der Grundflächenzahl (GRZ) um bis zu 0,2 durch Stellplätze mit ihren Zufahr-ten möglich, wenn: - im Einzelfall nachgewiesen werden kann, dass die Eingriffe den Naturhaushalt durch die zusätzliche Inanspruchnahme der Grundflächenzahl durch sonstige geeignete Maß-nahmen innerhalb der überbaubaren Fläche ausgeglichen werden kann“. gestrichen und durch die folgende ersetzt „Die zulässige Grundfläche darf durch die in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen gemäß § 19 Abs. 4 S. 3 BauNVO um 0,03 (somit bis zu einer Gesamt-GRZ von insgesamt 0,83) überschritten werden, sofern nachgewiesen werden kann, dass das Maß an zusätzlicher Überbauung durch anderweitige Maßnahmen, wie z. B. Dachbegrünungen o. ä., im Plangebiet ausgeglichen werden kann“. Dies ist darin begründet, dass „die Überschreitung um bis zu 0,2“ durch die genannten Anlagen ohnehin nicht möglich (und die dann ja 100%ige Versiegelung städtebaulich auch nicht gewollt) ist; die geringfügig ermöglichte Überschreitung der festgesetzten GRZ um weitere 3 % durch Stellplätze etc. hingegen ist vertretbar, zumal sie im Hinblick auf die dadurch mglw. beeinträchtigten Schutzgüter (v. a. Boden- und Wasserhaushalt) auch aus-
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geglichen werden muss. Außerdem wird die rechtliche Grundlage nunmehr korrekt angege-ben und der geforderte Ausgleich „innerhalb der überbaubaren Fläche“ konkretisiert.   
• Baumassenzahl (BMZ) Die im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzte Baumassenzahl von 6,0 wird auch für den kleinen GI-Erweiterungsbereich übernommen. Bei hoher Auslastung der möglichen Grundflächen werden Höhenbeschränkungen des Baukörpers erforderlich; hingegen kann bei einer geringen Grundflächen-Inanspruchnahme eine höhere Gebäudehöhe realisiert ausgeschöpft werden.  Die außenwirksame Masse des Baukörpers wird somit in jedem Fall wirksam beschränkt.  Das festgesetzte Maß gewährleistet ausreichende Spielräume für verschiedenartige ge-werbliche Nutzungen; gleichzeitig werden aber unverhältnismäßig „massige“ Baukörper aus-geschlossen.   7.3 Bauweise  Die im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzte abweichende Bauweise, wonach Gebäude mit seitlichem Grenzabstand (wie bei der offenen Bauweise, jedoch) ohne Längen-begrenzung zulässig sind, wird ebenfalls unverändert für das Änderungsgebiet übernommen. Dies dient der Wahrung möglichst großer Spielräume für die gewerblich-industrielle Nut-zung, welche durch die Festsetzung der offenen Bauweise, in der nur Gebäudelängen von maximal 50 m zulässig sind, unangemessen eingeschränkt würde, zumal in der unmittel-baren Umgebung bereits mehrere längere Gebäude (so z. B. der Firmen Dein Design, ODD, Siempelkamp Logistics, Michelin) errichtet wurden.   7.4 Überbaubare Grundstücksfläche Die nun neu überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt. Diese orientieren sich auf zwei Seiten (zu den folgenden Verkehrsflächen hin) eng an den Baugrenzen, die in den Bebauungsplänen ost-nordöstlich (entlang der Otto-Meffert-Straße - dort in einem Abstand von 5,0 m, nun 4,50 m bis ca. 7,0 m, im Kurvenbereich sich dann verjüngend) sowie west-südwestlich (entlang der Planiger Straße - dort in einem Abstand von ca. 7,30 m (war im B-plan unbemaßt), nun 7,0 m) zu den angrenzenden Stra-ßen hin festgesetzt sind.  Auf den beiden verbleibenden Seiten (N-NW und W-SW) hingegen werden keine Baugren-zen festgesetzt, sodass dort bis an die jeweilige Grenze des Geltungsbereiches (bzw. ge-mäß den angrenzend gültigen Festsetzungen eben darüber hinaus auch auf die benachbar-ten Flächen) gebaut werden kann. Dadurch wird die überbaubare Fläche direkt an die dort jeweils folgenden der angrenzenden Geltungsbereiche angeschlossen. So soll auch eine Bebauung über diese Grenzen hinaus ermöglicht und damit auch diesbezüglich möglichst geringe Einschränkungen für die bauliche Nutzung gesichert werden.  Soweit jedoch zwei Gebäude nebeneinander errichtet und Grundstücke neu aufgeteilt wer-den, gelten die landesbauordnungsrechtlichen Abstandsvorgaben, sodass die nachbarschüt-zenden Belange gewahrt werden. Auch die Festsetzung, dass die Baugrenzen auch unterhalb der Geländeoberfläche gelten, wird unverändert aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan übernommen.   
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7.5 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen Die Festsetzung aus dem Ursprungs-Bebauungsplan, dass „notwendige Stellplätze für Lkw usw.“ nur innerhalb der überbaubaren Fläche zulässig sind, wird für den Änderungs-Geltungsbereich im Wesentlichen beibehalten.  Dies ist schon darin begründet, dass die überbaubare Fläche im Plangebiet großzügig festgesetzt ist und lediglich einen Mindestabstand zu den mit Pflanzgeboten zur Eingrünung belegten privaten Grünflächen am Rand des GI zu den angrenzenden Straßen hin einhält.  Allerdings wird der etwas unbestimmte Terminus „Notwendige Stellplätze für Lkw usw.“ aus dem alten B-plan durch „Notwendige Stellplätze für Lkw und sonstige Schwerlast- bzw. Großfahrzeuge“ ersetzt wird, um den planerischen Willen (höhere bauliche Anlagen sowie große Fahrzeuge hier auszuschließen) eindeutiger zu formulieren und um Missverständnis-sen im Baugenehmigungsverfahren vorzubeugen. Ein Abstellen von Pkw unmittelbar vor der 5 m breiten Eingrünungsfläche zwischen dem Industriegebiet und der Planiger Straße (was wohl auch mit der bisherigen Festsetzung zulässig ist, die jedoch nicht eindeutig formuliert ist) hat hingegen keine stadtbildästhetischen oder sonstige Nachteile zur Folge. Auch die Versiegelbarkeit kann sich durch diese Klarstellung nicht erhöhen, da die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) und deren zulässige Überschreitung für Nebenanlagen etc. ja un-verändert bleiben. Ein Vorteil ist zudem, dass ein höheres Stellplatz-Angebot wildes Abstel-len von Pkw im öffentlichen Raum vermeidet bzw. vermindert. Über diese eher klarstellende (redaktionelle) Änderung hinaus wird die bisherige Festset-zung aber auch für Garagen und sonstige oberirdische Nebenanlagen ergänzt, für deren Anordnung ebenfalls hinreichende Spielräume in den Baugrenzen gegeben sind, und die nicht näher an die Grünstreifen heranrücken sollten, um deren Funktionen nicht einzu-schränken.   7.6 Verkehrsflächen Die im Geltungsbereich am Südrand verbleibende Randfläche wird als Straßenverkehrs-fläche festgesetzt. Dies stellt keine Änderung gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungs-plan dar, in dem die Planiger Straße bis zur Straßenmitte ebenfalls bereits als solche festge-setzt ist.   7.7 Pflanzgebote In der bisherigen Fassung des Bebauungsplanes war am Nordwestrand der nun über-planten Parkplatzfläche ein 5,0 m breiter Grünstreifen (als private Grünfläche in Verbindung mit Pflanzgeboten) festgesetzt, welcher – wie im gesamten Bebauungsplan - den abschir-menden Abschluss des GI-Gebietes bildete. Da nun auf der Parkplatzfläche eine erweiterte GI-Fläche entsteht, wird der Grünstreifen folgerichtig an deren neue Ränder zu den angren-zenden Straßenverkehrsflächen hin verlagert, sodass die gewünschte Funktion der Rand-eingrünung erhalten bleibt. Der Grünstreifen wird weiterhin als Fläche für die Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 (1) Nr. 25a BauGB (lediglich ohne die zusätzliche Festsetzung einer „privaten Grünfläche“) festgesetzt. Auch die für diese Fläche bisher gültigen Festsetzungen bleiben weitgehend unverändert erhalten. So sind „innerhalb der für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern festge-setzten Fläche zur landschaftlichen Einbindung und zur inneren Durchgrünung heckenartige Bepflanzungen (3-reihig)“ anzulegen.  Nur die Vorgabe nach dem alten Bebauungsplan, dass diese „nach dem beigefügten Pflanzschema“ vorzunehmen sind, wird gestrichen, um hier mehr gestalterische Spielräume zu gewährleisten.  
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Dafür wird aber ergänzt, dass die Pflanzung „aus Arten der in Abschnitt V. des vorliegen-den Textes beigefügten Pflanzenliste“ bestehen soll, um hier die Pflanzung heimischer und somit ökologisch wertvollerer Arten zu sichern. Außerdem wird festgesetzt, dass in der im Bebauungsplan vorgegebenen Anzahl an den vorgegebenen Standorten jeweils Winterlinden (Tilia cordata) zu pflanzen sind. Dabei kön-nen die im Plan zeichnerisch festgelegten Baumstandorte ggf. den Bedürfnissen der Erschließungsplanung angepasst werden, wobei die Anzahl der Bäume nicht unterschritten und höchstens 3 Meter vom dargestellten Standort abgewichen werden darf. Die gewählte Baumart und die festgesetzte Mindestqualität entsprechen den bisherigen Festsetzungen für die Baumpflanzungen entlang der Otto-Meffert-Straße, sodass diese Baumreihe hier fortge-setzt wird und außerdem als Lückenschluss an die festgesetzte Baumreihe des westlich be-nachbarten Bebauungsplanes 4/7 anknüpft.    7.8 Sonstige Anpflanzungen  Im rechtskräftigen Bebauungsplan 4/9 ist festgesetzt, dass „auf den nicht bebauten und nicht als Lagerfläche genutzten Grundstücksflächen (<) ebenfalls Pflanzungen vorzuneh-men [sind], die eine innere Durchgrünung erzielen sollen. Die Flächen sind gärtnerisch an-zulegen und zu erhalten. Je 500 qm nicht baulich genutzter Grundstücksfläche sind mindes-tens 1 großkroniger Laubbaum und 5 Landschaftssträucher zu pflanzen“. Auch dieses Ziel einer Mindestdurchgrünung der GI-Flächen wird – aus lokalklimatischen, stadtbildästhetischen und aus biologischen Gründen - unverändert beibehalten; diese Fest-setzung gilt somit künftig auch für das Änderungsgebiet.  Schließlich wird auch die Vorgabe, dass die festgesetzten Anpflanzungen spätestens 1 Jahr nach Fertigstellung des Rohbaus durchzuführen sind, unverändert übernommen.   7.9 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft  Für den Geltungsbereich der vorliegenden Änderung werden neue Festsetzungen nach § 9 (1) Nr. 20 BauGB getroffen, die sich aus den inzwischen stark veränderten gesetzlichen Vorgaben zum Artenschutz ergeben. Zur Gewährleistung dieser artenschutzrechtlichen Erfordernisse (die sich aus dem Arten-schutzrechtlichen Fachbeitrag – s. Anlage – ergeben, und die nicht der bauleitplanerischen Abwägung unterliegen, sondern zwingend zu beachten sind) werden zum Schutz der Fauna Zeitfenster für Rodearbeiten und für den Beginn von Baumaßnahmen verbindlich im Bebauungsplan festgesetzt.  
� So ist die Rodung von Gehölzen nur außerhalb der Fortpflanzungszeiten im Zeitraum zwischen dem 01.10. und dem 29.02. eines Jahres zulässig. Diese Auflage stellt grund-sätzlich nur die Übernahme einer bereits gültigen (und somit ohnehin zu beachtenden) Rechtsgrundlage aus dem Bundesnaturschutzgesetz (§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG) dar, wird aber ausdrücklich in die Textfestsetzungen übernommen, um dieser Auflage eine bessere „Wahrnehmbarkeit“ zu sichern. 
� Um auch ganz sicher auszuschließen, dass keine sonstigen streng geschützten Tiere (insbesondere bodenbrütende Vögel) von baulichen Maßnahmen beeinträchtigt werden, müssen auch die sonstigen Arbeiten zur Räumung / Freistellung des Baufeldes in dem genannten Zeitraum durchgeführt werden.  
� Von der Einhaltung dieses Zeitfensters kann allerdings abgesehen werden, sofern auf den unversiegelten Flächen (derzeit nur Erdwall am Nordrand des Änderungs-Geltungs-bereiches) ab Anfang März in vierwöchigem Turnus die dortige Vegetation durch Mähen, 
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Mulchen, Grubbern oder Eggen beseitigt wird, um das Anlegen von Nestern durch bodenbrütende Vogelarten zu verhindern. Damit können mit relativ geringem Aufwand unverhältnismäßige zeitliche Einschränkungen für die Realisierung von Vorhaben ver-mieden werden, ohne aber die zwingende Einhaltung der artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote zu gefährden.   7.10 Flächen zur Herstellung des Straßenkörpers  Schließlich gilt auch die textliche Festsetzung aus dem Ursprungs-Bebauungsplan für den Geltungsbereich der 2. Änderung, dass die zur Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen erforderlichen Böschungen sowie Stützmauern und Fundamente auf den angrenzenden Grundstücken bis zu einer Tiefe von 1,0 m (ober- wie unterirdisch) zu dulden sind. Damit werden die erforderlichen Mindest-Spielräume für den Straßenbau – im vorliegenden Fall erst für den Fall der Sanierung oder Erneuerung der bereits hergestellten Straßenverkehrs-flächen – gesichert, ohne erheblich oder unangemessen in private Nutzungsrechte einzu-greifen, die dadurch kaum eingeschränkt werden.   7.11 Immissionsschutz Belange des Immissionsschutzes, die auf Ebene der Bauleitplanung zu regeln wären, sind von der Plan-Änderung nicht betroffen.  Bei der Änderungsfläche handelt es sich um die Randfläche eines großräumigen Industrie-gebietes (GI). Auch bei den unmittelbar benachbarten Flächen handelt es sich entweder um GI-Flächen (auf drei Seiten, auch das westlich angrenzende B-plan-Gebiet 4/7 setzt hier ein GI fest) oder um eine Bahntrasse, die zudem auf einer hohen Böschung verläuft, welche einen wirksamen aktiven Lärmschutz darstellt. Somit sind konfliktträchtige Emissionen aus dem Plangebiet auch in südliche Richtungen (wo zudem – entlang der Carl-Zeiss-Straße etc. – auch nur Gewerbe und Industrie folgt) auszuschließen.  Sofern andererseits im Geltungsbereich und somit in einem Industriegebiet Nutzungen installiert werden sollen, die selbst eine Empfindlichkeit bzw. Schutzbedürftigkeit gegenüber Immissionen aufweisen (wie bspw. ein Hotel), so ist die Sicherung der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse auf Ebene des Baugenehmigungsverfahrens anhand der konkreten Objektplanungen und einer einzelfallbezogenen Prüfung ihrer immissionsschutzrechtlichen Schutzbedürftigkeit nachzuweisen.     8. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen Im Ursprungs-Bebauungsplan waren nur wenige bauordnungsrechtliche Vorschriften defi-niert worden, um Gestaltungsspielräume in diesem großflächigen Industriegebiet mit sehr großen und somit bereits unvermeidbar außenwirksamen Baukörpern möglichst wenig ein-zuschränken. Lediglich zur Gestaltung von Dächern (Form und Neigung sowie Materialien) und von Fas-saden (Materialien) sowie von Werbeanlagen wurden Festsetzungen getroffen. Auch diese Konzeption sowie die getroffenen Vorgaben werden für das Gebiet der vorliegenden 2. Änderung weitgehend übernommen.   
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8.1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen Die bisherige Festsetzung des Ursprungs-Bebauungsplanes, wonach für Hauptgebäude „nur geneigte Dächer“ mit Neigungen zwischen 2° und 25° zulässig sind, wird für das Gebiet des Änderungs-Geltungsbereiches nur für die Mindestneigung geändert, sodass künftig hier Neigungen zwischen 0° und 25° zugelassen werden.  Es ist städtebaulich in diesem Umfeld eines Industriegebietes kaum begründbar, weshalb Dächer mit einer Neigung von 2° zugelassen werden, nicht aber noch flachere bzw. eben flache Dächer, zumal ein um 2° geneigtes Dach von einem Flachdach optisch kaum noch zu unterschieden ist, wie es im Übrigen auch anhand der unmittelbar benachbarten Dach-gestaltungen der Firmen Dein Design und ODD zu beobachten ist.    8.2 Dacheindeckung und Fassadengestaltung Die Festsetzung aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan, wonach „für Wand- und Dach-flächen (<) lediglich Materialien mit nicht glänzender Oberfläche (<) zulässig“ sind, wird allerdings beibehalten, da diese -  je nach Sonneneinstrahlung – auch unerwünschte, da stark außenwirksame und die Nachbarschaft mitunter störende Reflexionen hervorrufen können. Allerdings wird der ergänzende Einschub aus der oben zitierten Festsetzung  „<. und einem Hellbezugswert > 50% <“ ersatzlos gestrichen, da dieser Begriff zu unbestimmt erscheint und sich die Kontrolle der Einhaltung dieser Auflage (mangels geeigneter Messinstrumente) als nicht praktikabel und gar als unmöglich erwiesen hat.   8.3 Werbeanlagen Die Festsetzungen zu Werbeanlagen werden (mit einer Ausnahme; s. u.) vollständig über-nommen, soweit sie sich auf das Plangebiet übertragen lassen (die Festsetzung zu „Werbe-anlagen an Gebäuden von Grundstücken, die direkt an der Gensinger Straße liegen“, entfällt naturgemäß für das fernab dieser Straße gelegene Änderungsgebiet). Es gelten somit weiterhin die folgenden Vorschriften - Werbeanlagen sind zulässig, soweit sie sich zu der das Grundstück erschließenden Straße orientieren.  - Die maximal zulässige Schrifthöhe beträgt 1,5 m.  - Die Werbeanlagen müssen sich insgesamt dem Bauwerk unterordnen.  - Unzulässig sind Blink- und Lichtwechselwerbung sowie die Verwendung von Signal-farben.  Diese Festsetzungen haben sich auch im übrigen Plangebiet bewährt und dienen insbe-sondere dem Schutz des öffentlichen Raumes vor stark außenwirksamen (Größe, Dominanz etc.) oder gar die Verkehrssicherheit gefährdenden Anlagen (Blink- und Lichtwechsel-werbung). Lediglich die bisherige Festsetzung  „Fremdwerbungen sind ebenfalls unzulässig“. wird ersetzt durch die folgende Festsetzung „Fremdwerbung (Werbung für Erzeugnisse fremder Hersteller mit Ausnahme von Erzeugnissen oder Dienstleistungen, die vom Grundstückseigentümer bzw. Gewerbe-treibenden vertrieben oder bearbeitet werden oder in anderer Weise seiner gewerb-lichen Tätigkeit dienen bzw. von Nutzen sind) ist nur innerhalb der überbaubaren Fläche zulässig“. 
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Der Verzicht auf den bisherigen Ausschluss von Fremdwerbung ist darin begründet, dass in einem Industriegebiet (in dem u. a. Gewerbebetriebe aller Art zulässig sind) der katego-rische Ausschluss von Fremdwerbung (die selbst eine Sonderform gewerblicher Nutzung darstellt) rechtlich kaum haltbar ist. Die Beschränkung der Platzierung von Fremdwerbung auf die überbaubare Fläche (und somit die Gleichbehandlung mit gewerblichen Baukörpern, auch und gerade im Sinne des vorstehenden Absatzes) dient der Vermeidung von nachteiligen Auswirkungen auf das Stadtbild, da näher an der Straße und somit am öffentlichen Raum platzierte Anlagen diesen nachteilig beeinflussen können. Außerdem sind die Baufenster hier relativ großzügig festge-legt, sodass hinreichende Spielräume für diese Nutzungen verbleiben und die mit der Vor-gabe einhergehende räumliche Einschränkung tatsächlich nur sehr geringfügig ist (lediglich in einem 2 m breiten Streifen zum Pflanzstreifen hin sowie im geplanten Zufahrtsbereich sind sie nicht zulässig). Schließlich wird der Terminus „Fremdwerbung“ - zur weitestmöglichen Vermeidung von Missverständnissen und Auslegungskonflikten – in der neuen Textfestsetzung näher defi-niert.    9. Berücksichtigung der Belange von Umwelt- und Naturschutz Da die Planung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a Abs. 2 BauGB erstellt wird, gelten die Vorgaben des vereinfachten Verfahrens gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1, wonach fol-gende Vorschriften nicht anzuwenden sind: - die Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB - die Erstellung eines Umweltberichtes nach § 2a BauGB - die Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informatio-nen verfügbar sind - das Monitoring nach § 4c BauGB. Da es sich zudem, wie in Kap. 1 bereits erwähnt, um einen Fall des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB handelt (zulässige Grundfläche liegt deutlich unter 20.000 qm), gelten gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Somit ist auch ein Ausgleich – sofern ein solcher auf Grundlage einer Eingriffs- / Ausgleichs-Bilanzierung hier überhaupt erforderlich würde (dazu s. nachfol-gende Erläuterungen) - nicht erforderlich. Allerdings müssen auch die im vereinfachten Verfahren aufgestellten Bauleitpläne mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung und insbesondere mit § 1 BauGB vereinbar sein. Dies schließt die Ermittlung und Berücksichtigung eventueller Auswirkungen der Bau-leitpläne auf berührte Umweltbelange ein, damit diese in die Abwägung eingestellt werden können. Gemäß § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne insbesondere zu berücksichtigen "(<) 7. die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land-schaftspflege, insbesondere a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungs-gefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-tung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutz-gesetzes, 
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c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt, d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern, f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie, g) die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts, h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechts-verordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäischen Gemein-schaften festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden, i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den Buchstaben a, c und d, (<)".  Unabhängig von dem fehlenden Erfordernis, einen Ausgleich herzustellen, ist anzumerken, dass im vorliegenden Fall bei der umwelt- bzw. naturschutzfachlichen Beurteilung und bei der städtebaulichen Abwägung unterschieden werden muss zwischen  1. dem (aus rechtlicher Sicht) gegebenen Eingriff, der sich aus der Gegenüberstellung der rechtskräftigen Festsetzungen der vorhandenen Bauleitplanung mit denen der aktuellen Bebauungsplan-Änderung ergibt, sowie  2. dem tatsächlichen Eingriff in die derzeit vorhandenen Biotoptypen / Strukturen. Das Erfordernis, trotz des zulässigen rein rechtlichen Abgleichs der neuen mit der beste-henden Bauleitplanung auch die in Punkt 2 benannte Bewertung des tatsächlichen status` quo vorzunehmen, ist auch in den artenschutzrechtlichen Erfordernissen, so insbesondere in der Prüfung der Zugriffsverboten des § 44 BNatSchG, begründet. Aus der Tatsache, dass kein Ausgleichserfordernis besteht, darf auch nicht pauschal abgeleitet werden, dass jeder Eingriff, der zulässig ist (wie z. B. die Rodung eines nicht zum Erhalt festgesetzten Baumes oder Gehölzstreifens), ohne weiteres möglich ist.  Denn unabhängig davon gilt das naturschutzrechtliche, auch im Baurecht (in § 1a Abs. 3 Satz 1 BauGB) verankerte Gebot der weitest möglichen Vermeidung von Eingriffen, welches in die Abwägung einzustellen ist.  In Folgenden wird daher auch unterschieden zwischen diesem grundsätzlich zu beachten-den Vermeidungs- und Verminderungsgebot bei Eingriffen in den aktuellen tatsächlichen Bestand im Änderungsgebiet und dem darüber hinaus vorzunehmenden bilanzierenden Ver-gleich zwischen alter und neuer Planung.   9.1 Planungsrelevante Vorgaben aus umwelt- bzw. naturschutzfachlicher Sicht Im Folgenden werden zunächst Aussagen zum Plangebiet aus Verordnungen, Fachplanun-gen oder sonstigen Vorgaben, die aus umwelt- bzw. naturschutzfachlicher Sicht für die Plan-Änderung von Bedeutung sein könnten (und noch nicht bereits in Kap. 4.2 erläutert wurden), aufgeführt und im Hinblick auf die Berücksichtigung in der Planung bewertet. 
∗ Naturräumliche Einordnung: Das Plangebiet liegt in der naturräumlichen Einheit 229.00 Naheniederung, welche die Aue und die untere Niederterrasse des Flusses zwischen Bad Kreuznach und dem Rochusbergdurchbruch umfasst. 
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∗ Schutzgebiete nach internationalem Recht / Erhaltungsziele und Schutzzweck von Natura2000-Gebieten (FFH-Gebiete / Vogelschutzgebiete): Der Geltungsbereich liegt außerhalb von NATURA2000-Gebieten. Die nächst gelegenen großräumigen NATURA200-Gebiete sind das Vogelschutzgebiet ´Nahetal` (Nr. 6210-401) sowie das Flora-Fauna-Habitat-Gebiet ´Nahetal zwischen Simmertal und Bad Kreuznach` (Nr. 6212-303), die ca. 1,0 km nordöstlich des Plangebietes (am Nahelauf hinter der B 41) beginnen und die engere Naheaue umfassen.  
� Die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura2000-Gebiete werden durch die sehr kleinräumige Änderung des Bebauungsplanes mit den (allenfalls) äußerst gerin-gen Änderungen hinsichtlich der Eingriffserheblichkeit auf dem bereits bebauten Standort im Siedlungsinnenbereich sowie in hinreichendem Abstand zu den Schutz-gebieten nicht beeinträchtigt (dazu s. auch Erläuterungen in den nachfolgenden Un-terkapiteln). 

• Nationale Schutzgebiete / -objekte nach Naturschutzrecht  Das Plangebiet liegt im insgesamt ca. 71.061 ha großen Naturpark ´Soonwald-Nahe` (Landesverordnung vom 28.01.2006; GVBl S. 46).  Allerdings gelten die Schutzbestimmungen des § 6 gemäß § 7 der VO ausdrücklich nicht für „Flächen im Geltungsbereich eines Bauleitplans, für die eine bauliche Nutzung darge-stellt oder festgesetzt ist“ und somit auch nicht für das in einem rechtskräftigen Bebauungsplan liegende (und darin als Baugebiet ausgewiesene) Änderungsgebiet.  Es ist aber auch ausgeschlossen, dass durch die vorliegende Plan-Änderung nachhaltige oder gar erhebliche negative Auswirkungen auf den Schutzzweck bewirkt werden. 
� Es ist aber unabhängig davon auch ausgeschlossen, dass durch die vorliegende Plan-Änderung nachhaltige oder gar erhebliche negative Auswirkungen auf den Schutzzweck bewirkt werden. Darüber hinaus sind keine Schutzgebiete / -objekte nach nationalem oder internationalem Naturschutzrecht betroffen. 

∗ Schutzgebiete / -objekte nach Wasserrecht / sonstige wasserrechtliche Vorgaben:  (dazu siehe Erläuterungen in Kap. 4.2). 
∗ Biotopkataster Rheinland-Pfalz (OSIRIS):  Im Plangebiet liegen keine biotopkartierte oder sonstige Flächen des Biotopkatasters Rheinland-Pfalz. Die nächst gelegenen Flächen des Biotopkatasters liegen im Auen-bereich der Nahe und mindestens ca. 480 m entfernt. 

� Aussagen des Biotopkatasters sind in der vorliegenden Bebauungsplan-Änderung nicht zu berücksichtigen. 
∗ Landschaftsplanung: Im Flächennutzungsplan ist das gesamte Planänderungs-Gebiet, wie oben bereits erläutert, als gewerbliche Baufläche dargestellt. Planungsrelevante Aus-sagen der Landschaftsplanung für den vom Eingriff betroffenen Teilbereich sind daher auch nicht gegeben, da diese bereits von dieser baulichen Nutzung ausging. 
∗ Planung vernetzter Biotopsysteme (VBS):  In der VBS wurden keine Flächen in der näheren Umgebung als Bestand erfasst. Es wur-den auch keine Zielvorstellung für den Geltungsbereich und die weitere Umgebung for-muliert. 

� Aussagen der Planung vernetzter Biotopsysteme (VBS) sind in der vorliegenden Bebauungsplan-Änderung nicht zu berücksichtigen. 
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∗ Sonstige planungsrelevante Vorgaben:  Das gesamte Stadtgebiet Bad Kreuznach und somit auch das Plangebiet ist, gemäß der Anlage zur Landesverordnung über die Bestimmung von Eingriffen in Natur und Land-schaft vom 19.12.2006, als ´grünlandarmes Gebiet` eingestuft. In diesen Gebieten ist ge-mäß § 1 S. 1 Nr. 9 der Landesverordnung "... das Umbrechen von Dauergrünland zum Zwecke der Nutzungsänderung" in der Regel als Eingriff im Sinne des § 14 Abs. 1 BNatSchG bzw. des § 9 Abs. 1 LNatSchG anzusehen. Demzufolge unterliegen diese Maßnahmen der Eingriffs-/Ausgleichs-Regelung des § 15 BNatSchG. 
� Kein Konflikt, da kein Grünland in Anspruch genommen wird.    9.2 Beschreibung des Plangebietes  (Bestand Biotoptypen  und Vegetation) Im Vorfeld des Bauleitplan-Änderungs-Verfahrens wurde ein Artenschutzrechtlicher Fach-beitrag eingeholt, welcher eine Potenzialabschätzung für das Vorkommen von streng ge-schützten Arten vornehmen sollte, um die Vereinbarkeit der B-plan-Änderung mit den Zugriffsverboten des § 44 BNatSchG zu prüfen. Dieser Beitrag ist Anlage zur vorliegenden Bauleitplanung4. Im Zuge dieser Prüfung erfolgte auch eine Bestandsaufnahme des Änderungs-Geltungs-bereiches (vom 27.10.2016), aus der im Folgenden zitiert sei (siehe auch Abb. 1 mit Luftbild des Plangebietes in der Anlagen – GÖFA 2016, S. 4): „Das Plangebiet ist zweigeteilt. Den Südteil bildet ein gepflasterter Lkw-Parkplatz, welcher circa zwei Drittel der Gesamtfläche einnimmt. Nach Norden wird dieser Parkplatz durch einen etwa 2,50m hohen und 8m brei-ten Erdwall begrenzt (s. Umschlagsbild).  Als möglicher Lebensraum für Reptilien kommt lediglich der Erdwall in Betracht. Dagegen stellt der befestigte Parkplatz eine lebensraumfeindliche Fläche dar, welche weder von Reptilien noch von anderen Tierarten bzw. Tiergruppen genutzt werden kann.  Der Erdwall zeigte sich am Begutachtungstermin als stark verbrachtes Grünlandelement, welches vollständig mit Vegetation bedeckt war. Dabei dominierten u. a. typische Brachezeiger wie Brombeere (Rubus spec.), Disteln (Cirsium spec.), Wilde Möhre (Daucus carota), Weißer Steinklee (Melilotus albus) oder auch Waldrebe (Clematis vitalba). Randlich, in Richtung Parkplatz, wuchsen am Fuße des Erdwalls zudem Gehölze der Arten Hartriegel (Cornus sanguinea), Holunder (Sambucus nigra) und Kirsche (Prunus spec).  Auf der Wallkrone und den Seitenflächen wurde dagegen kein Gehölzaufwuchs festgestellt. Auch fehlten kurzrasige oder vegetationslose Flächen. Stattdessen war der Erdboden komplett mit Vegetation bedeckt.  In unmittelbarer Umgebung des Erdwalls existieren mit der Planiger Straße und der Otto- Meffert-Straße zwei stark frequentierte Verkehrsstraßen. Gleichzeitig weist das gesamte nähere Umfeld eine hohe Dynamik auf-grund der Existenz von Gewerbe- und Industrieflächen auf.  In etwa 50m Entfernung führt die Bahnstrecke Gensingen - Bad Kreuznach südlich des Plangebietes vorbei. Zwischen der Bahnstrecke und dem Plangebiet liegt ein ca. 30m breiter dichter Gehölzsaum sowie die Plani-ger Straße.  Laut Aussage des Bauherrn existiert der Erdwall erst seit zwei Jahren“ (GÖFA 2016, S. 5).   9.3 Bilanzierung Eingriff in den Bodenhaushalt / Neuversiegelung Zur sachgerechteren Bewertung des durch die Bebauungsplan-Änderung tatsächlich be-wirkten Eingriffes - welcher auch ohne formalen Ausgleichsbedarf in die städtebauliche Gesamtabwägung einzustellen ist - soll an dieser Stelle zunächst eine (grobe) Eingriffs-/                                                  4  GÖFA GMBH –ÖKOLOGISCHE FORSCHUNG UND LANDSCHAFTSÖKOLOGIE (2016): Hotelbau Bad Kreuznach – Planiger Straße: Potenzialabschätzung zur Reptilienfauna. Mainz, November 2016. 
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Ausgleichs-Bilanzierung im Hinblick auf den Bodenhaushalt erfolgen, welche die Neuversie-gelung als Maßstab ansetzt. Wie aus Kap. 4.1 und dem dort eingefügten Auszug aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan (Abbildung 5) hervorging, sind im rechtskräftigen B-plan - die Straßenflächen am Süd- und Südostrand als Straßenverkehrsfläche,  - der Lkw-Stellplatz als Straßenverkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (eben mit der Zweckbestimmung „Lkw-Parken“) sowie  - am nördlichen Rand eine 5 m breite private Grünfläche mit einem Pflanzgebot „G2“ (laut Textfestsetzungen für „heckenartige Bepflanzungen < (3-reihig)“)  festgesetzt. In der vorliegenden 1. Änderung - bleiben die Straßenflächen am Süd- und Südostrand als Straßenverkehrsfläche festge-setzt,  - wird die 5 m breite private Pflanzgebotsfläche in gleicher Breite nach Süden bis zur Pla-niger Straße verschoben und darüber hinaus noch entlang der Kurve in die Otto-Meffert-Straße hinein verlängert,  - und es wird die Straßenverkehrsfläche mit der Zweckbestimmung „Lkw-Parken“ umge-widmet in eine Baugebietsfläche (Industriegebiet - GI).  Somit wird die zulässige Neuversiegelung durch die vorliegende B-plan-Änderung durch folgende Faktoren beeinflusst:  
• Zum einen konnte die Lkw-Parkplatz-Fläche zu 100 % versiegelt werden (und wurde auch vollständig versiegelt), während von der nun festgesetzten GI-Fläche mit der GRZ von 0,8 nur maximal 80 % versiegelt werden dürfen. 
• Die festgesetzte zusätzliche Überschreitung um 0,03 für Stellplätze etc. kann hier außer Betracht gelassen werden, da dies gemäß textlicher Festsetzung ausdrücklich nur dann zulässig ist, wenn „das Maß an zusätzlicher Überbauung durch anderweitige Maßnah-men, wie z. B. Dachbegrünungen o. ä., im Plangebiet ausgeglichen werden kann“.  
• Zum anderen vergrößert sich die Pflanzgebotsfläche, was zulasten der Baugebietsfläche und somit der überbaubaren Flächen geht. 
• Dahingegen erhöht sich aber die Bezugsfläche für die GRZ, da das Pflanzgebot auf der GI-Fläche und nicht mehr auf einer privaten Grünfläche festgesetzt wird. Es ergibt sich somit folgende Bilanzierung: Festsetzung im Ursprungs-B-plan  Fläche [qm] Faktor Versiegelbarkeit Zulässige Versiegelung [qm] Straßenverkehrsflächen, einschl. Lkw-Stellplatz 1.657 1,0 1.657 Private Grünfläche mit Pflanzgeboten 303 0 0 Summe Plangebiet: 1.960  1.657  Festsetzung in der 2. Änderung des B-planes Fläche [qm] Faktor Versiegelbarkeit Zulässige Versiegelung [qm] Straßenverkehrsfläche 500 1,0 500 GI-Gebiet 1.460 0,80 1.168 Fläche für Anpflanzungen (= Teil der GI-Fläche) 378 0 0 Summe Plangebiet: 1.960  1.668 
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Somit können künftig [1.668 − 1.657 = ] ca. 11 qm mehr versiegelt werden als bisher.   9.4 Auswirkungen der Planung auf die Schutzgüter Auf Grundlage der vorstehenden Bilanzierung der Neuversiegelung wird die Betroffenheit der genannten Belange durch die Planung in folgender Tabelle stichwortartig erörtert.  Belang Situation im Plangebiet Auswirkungen auf das Arten- und Biotoppotenzial / Vegetation Die 2. Änderung hat folgende Auswirkungen auf den Änderungs-Geltungs-bereich gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan: - Im Ursprungs-Bebauungsplan sind im Änderungsbereich 2 Standorte für neu zu pflanzende Bäume festgesetzt (s. Abb. 5) – in der vorliegenden 2. Ände-rung sind es 7 (=> 5 Bäume mehr). - Im Ursprungs-Bebauungsplan ist im Änderungsbereich eine private Grün-fläche mit Pflanzgeboten gemäß § 9 (1) Nr. 25a BauGB auf einer Fläche von ca. 303 qm festgesetzt – in der vorliegenden 2. Änderung sind es ca. 378 qm (=> ca. 75 qm größerer Pflanzgebotsstreifen). Dies bedeutet somit eine Verbesserung gegenüber dem aktuellen planungs-rechtlichen Stand. - Die Auflage, dass „je 500 qm nicht baulich genutzter Grundstücksfläche mindestens 1 großkroniger Laubbaum und 5 Landschaftssträucher zu pflan-zen“ sind, bleibt unverändert gegenüber dem aktuellen B-plan. - Da der vorliegende B-plan-Änderung gegenüber der rechtskräftigen Planung so gut wie keine keine Veränderung bei der zulässigen Versiegelbarkeit be-wirkt (s. o., rechnerisch max. ca. 11 qm mehr), bleibt auch annähernd der gleiche Anteil an Flächen für Vegetationsstrukturen. Im Hinblick auf die potenziellen Auswirkungen der Plan-Änderung auf den tatsächlichen Bestand an Vegetation und Fauna ist zunächst mit dem Verlust der in Kap. 9.2 genannten Biotopstruktur (Erdwall, verbrachtes Grünlandele-ment, vollständig mit Vegetation bedeckt mit dominierenden typischen Bra-chezeigern und nur in Richtung Parkplatz mit vereinzeltem jungen Gehölz aufwuchs), welcher qualitativ und quantitativ durch die neu vorzunehmende Pflanzung mehr als ausgeglichen wird.  Grundsätzlich ist somit festzustellen, dass durch die genannten Pflanzgebote somit insgesamt  ausschließlich positive Auswirkungen auf das Schutzgut Vegetation festzustellen sind. Auswirkungen auf das Arten- und Biotoppotenzial / Tierwelt Die aktuelle Bedeutung des Plan-Änderungsgebietes für die Tierwelt allgemein ist angesichts der auf 2 von 4 Seiten an den Änderungsbereich angrenzenden Straßen, angesichts des aktuell bereits hohen hohen Versiegelungsgrades sowie seiner generell isolierten, innerstädtischen Lage im Umfeld von Straßen und gewerblich-industriellen baulichen Nutzungen als gering zu bewerten.  Im Hinblick auf Vernetzungspotenziale stellen bereits die beiden Straßen eine kaum überwindbare Barriere dar; aber auch die in anderen Richtungen vor-handenen Strukturen (Gewerbe, allenfalls privates Ziergrün oder Ruderal-fläche) stellen keine bzw. keine durchgreifenden Anknüpfungs-Biotope dar. Selbst die unversiegelte und von Vegetation bedeckte Erdwall- Fläche am Nordrand des überplanten Teilgrundstückes stellt somit allenfalls nur ein Teil-habitat, zudem auch nur für stark siedlungsangepasste Allerwelts-Arten, dar.  Um trotz dieser Strukturen (sowie der Lage und Größe des bebauten Plan-grundstückes inmitten von umgebender Bebauung) Rechtssicherheit hinsicht-lich der strengen und nicht der Abwägung zugänglichen Belange des Arten-schutzes zu erzielen, wurde im Vorfeld der Bauleitplanung eigens der bereits erwähnte Artenschutzrechtliche Fachbeitrag in Auftrag gegeben (GÖFA GMBH 2016; siehe Anlage). (Forts. nächste Seite) 
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 (Forts.) Infolgedessen wurden die in Kap. 7.9 bereits erläuterten Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen im Hinblick auf diese Belange festgesetzt, die im rechtskräftigen Bebauungsplan noch nicht berücksichtigt worden waren.   (Zu diesen artenschutzrechtlichen Aspekten s. u., nachfolgendes Kap. 9.5). Auswirkungen auf NATURA2000-Gebiete und dadurch geschützte Arten, auf pauschal geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG oder sonstige natur-schutzrechtlich begründete Gebiete sind sicher auszuschließen. Auswirkungen auf Boden Wie in Kap. 9.3 erläutert, kann durch die Plan-Änderung künftig annähernd exakt die gleiche Fläche versiegelt werden wie bisher (rechnerisch max. ca. 11 qm mehr). Gegenüber der bisherigen Bebauungsplanung ist somit auch im Hinblick auf das Bodenpotenzial keine nennenswerte Veränderung festzu-stellen.  Auswirkungen auf Wasser Da aus den bereits genannten Gründen die Versiegelbarkeit durch die Plan-Änderung fast unverändert bleibt, wird die neue Planung auch aus wasserwirt-schaftlicher Sicht somit keine nennenswerte Verschlechterung gegenüber dem ursprünglichen Bebauungsplan bewirken. Auswirkungen auf  Luft / Klima - Die neue Planung weist gegenüber der rechtskräftigen Bebauungsplanung unveränderte Grund-, Geschossflächen- sowie Baumassenzahlen auf. Somit können keine massiveren Baukörper entstehen, welche klimaökologische Nachteile zur Folge haben könnten.  - Durch die B-plan-Änderung ist keine Erhöhung der Wärmebelastung (´Stadtklima`) im Plangebiet selbst und an den angrenzenden Siedlungs-abschnitten (durch erhöhte Abstrahlungswerte von Wänden und Belägen) möglich.  - Aus den gleichen Gründen ist auch keine Verringerung der Kaltluft produzie-renden und durchlassenden Freiflächen (welche lokalklimatisch wiederum günstig wirken) gegenüber dem rechtlichen Status quo möglich. - Zudem haben die oben (unter ´Arten- und Biotoppotenzial`) bereits aufgeliste-ten grünordnerischen Festsetzungen (5 Bäume mehr, ca. 75 qm größerer Pflanzstreifen) lokalklimatische Gunstwirkungen zur Folge, da laubreiche Strukturen zur Anreicherung der Umgebung mit Sauerstoff, zur Förderung der Temperatur ausgleichenden Wirkung sowie der Staub- und Schadstofffilterung etc. beitragen.  - Somit bewirkt die Bebauungsplan-Änderung aus den genannten Gründen keine Verschlechterung, sondern eine Verbesserung für das Schutzgut Luft / Klima.  - Im Falle eines Neubaus sind aber - begrenzt auf die Bauzeit - Immissionen von Lärm, Staub und Abgasen zu erwarten (auch dies ist allerdings auch ohne Änderung des B-planes zulässig). Auswirkungen auf Landschaft Der Geltungsbereich stellt ein innerörtliches Grundstück dar, das auf zwei Seiten an Straßen und auf zwei Seiten an Gewerbeflächen angrenzt. Es han-delt sich um eine von der aktuellen Lkw-Parkplatz-Nutzung geprägte  Fläche, die nachteilig von den parkenden Großfahrzeugen, temporär von Müllablage-rungen sowie von dem brach liegenden Erdwall geprägt wird.  Die künftig zulässige Nutzung stellt demgegenüber keine Verschlechterung dar. Die bereits erläuterten grünordnerischen Auflagen im Rahmen der vorliegen-den 2. Änderung (5 Bäume mehr, ca. 75 qm größerer Pflanzstreifen)  tragen auch zur Minderung des Eingriffes in das Orts- bzw. Stadtbild bei und stellen gegenüber dem rechtskräftigen B-plan eine entsprechende Verbesserung dar, zumal die neu festgesetzte Abpflanzung am Südrand zu einer Eingrünung des Gebietes zum öffentlichen Raum hin beitragen wird, was eine stadtbildästhe-tische Aufwertung gegenüber dem aktuellen Zustand des uneingegrünten Parkplatzes bewirken wird. 
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 Belang Situation im Plangebiet Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölke-rung insgesamt  Im Hinblick auf umweltbezogene Auswirkungen auf den Men-schen und seine Gesundheit ist auch hier grundsätzlich festzu-stellen, dass die Änderung des Bebauungsplanes diesbezüglich auch keine nennenswerten Veränderungen gegenüber der rechtskräftigen Planung bewirkt. Dazu sei auch auf die Erläute-rungen in Kap. 7.11 (´Immissionsschutz`) verwiesen. Die Veränderung des Ortsbildes wird auch Auswirkungen auf den auf 2 Seiten unmittelbar angrenzenden Bau-Bestand haben, da hier Ausblicke betroffen sein könnten. Dazu sei auf die obigen Ausführungen zu den Auswirkungen auf das Schutzgut „Land-schaft“ verwiesen. Auswirkungen auf das Wir-kungsgefüge zwischen den vorstehend genannten Para-metern Wechselwirkungen – über die bereits bei den einzelnen Schutz-gütern genannten Beeinträchtigungen hinaus - insgesamt von sehr geringer, vernachlässigbarer Bedeutung. Auswirkungen auf biologische Vielfalt In dem innerörtlichen und auf zwei Seiten von Straßen sowie rundum von mehr oder weniger dichter Besiedlung umgebenen Gebiet dieser Größe weist der Geltungsbereich im Hinblick auf dieses Kriterium eine äußerst ungünstige Lage auf, zumal Vernet-zungs- und Austauschbeziehungen stark eingeschränkt sind, sodass diesbezüglich keine (gar erheblichen) Auswirkungen zu erwarten sind. Hierzu sei auf die obigen Ausführungen zu den Auswirkungen auf das Schutzgut „Arten- und Biotoppotenzial“ verwiesen sowie auf die Erläuterungen im nachfolgenden Kap. 9.5. Erhaltungsziele und der Schutz-zweck der NATURA2000-Gebiete im Sinne des BNatSchG Von der Planung sind keine NATURA2000-Gebiete betroffen (dazu s. Kap. 9.1). Umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter Es befinden sich keine Kulturdenkmäler in unmittelbarer Umge-bung. Darüber hinaus sind auch keine weiteren Kulturgüter und auch – abgesehen von den vorhandenen baulichen Anlagen (Parkplatz) - keine Sachgüter von der Planung betroffen. Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Um-gang mit Abfällen und Abwäs-sern Der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern ist durch die Erschließungsplanung des Bauherrn zu gewährleisten. Ansonsten kein Einfluss durch die Planung, der über das übliche Maß eines Vorhabens in dieser Art und Dimensionierung hinaus-geht. Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effizi-ente Nutzung von Energie Ist grundsätzlich Ziel der Stadt Bad Kreuznach; kein Einfluss durch die Bauleitplanung. Darstellungen von Landschafts-plänen sowie von sonstigen Plä-nen, insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutz-rechts Planungsrelevante Aussagen der Landschaftsplanung für den vom Eingriff betroffenen Teilbereich sind nicht gegeben, da diese bereits von einer baulichen (gewerblichen) Nutzung ausging (s. Kap. 9.6). Darüber hinaus werden keine Zielaussagen von Plänen des Was-ser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts oder von sonstigen Plä-nen tangiert. Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch RVO zur Erfül-lung von bindenden Beschlüs-sen der Europ. Gemeinschaften festgelegten Immissionsgrenz-werte nicht überschritten werden 
Nicht betroffen. 

 



Bebauungsplan „Zwischen Gensinger Straße, Michelinstraße,  Planiger Straße und Sandweg“ (Nr. 4/9, 2. Änderung)  Stadt Bad Kreuznach Begründung Seite 36  

 Stadt Bad Kreuznach Stand: Fassung gemäß Satzungsbeschluss vom 29.06.2017 

Belang Situation im Plangebiet Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes  Wechselwirkungen – über die bereits bei den einzelnen Schutz-gütern genannten Beeinträchtigungen hinaus - insgesamt von sehr geringer, vernachlässigbarer Bedeutung.  Zusammenfassend ist zu sagen, dass die vorliegende Bebauungsplan-Änderung – in deren Rahmen vor allem das Maß der zulässigen Überbaubarkeit und die zulässige Geschossfläche sowie die Baumassenzahl unverändert bleiben - keine nennenswerten nachteiligen Auswirkungen auf die untersuchten Belange bzw. Schutzgüter zur Folge hat. Es darf künftig fast exakt (rechnerisch max. ca. 11 qm mehr) die gleiche Fläche versiegelt wer-den wie bisher. Dahingegen haben die grünordnerischen Festsetzungen (5 Bäume mehr, ca. 75 qm größe-rer Pflanzstreifen als im rechtskräftigen Bebauungsplan) nicht nur eine Eingriffsminderung zur Folge, sondern insgesamt positive Wirkungen für die Schutzgüter Vegetation / Fauna, Lokalklima und Orts- bzw. Landschaftsbild. Zudem weisen bauliche Nutzungen künftig eine abschirmende Eingrünung zu den beiden angrenzenden Straßen hin auf, während der bishe-rige Lkw.-Parkplatz uneingegrünt blieb.   Wie bereits in Kap. 1 erwähnt, handelt es sich um einen Fall des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB (bereits die Größe des Geltungsbereiches und somit auch die zulässige Grundfläche bzw. die versiegelbare Fläche liegen deutlich unter 20.000 qm). Daher gelten gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu er-warten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB als vor der planerischen Ent-scheidung erfolgt oder zulässig.  Ein umwelt- bzw. naturschutzfachlicher Ausgleich ist aufgrund dieser gesetzlichen Vor-gabe des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB nicht erforderlich.  Angesichts der vorstehenden Erläuterungen wäre aber auch – insbesondere infolge des annähernd gleich bleibenden Versiegelungsgrades, bei gleichzeitiger Erhöhung des Flächen-Anteils für eine ökologische Aufwertung - kein Kompensationsbedarf gegenüber der rechts-kräftigen Planung ermittelt worden.   9.5 Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Vorgaben Die frühzeitig eingeholte artenschutzrechtliche Potenzialabschätzung (GÖFA 2016; Anlage zur vorliegenden Begründung) diente dazu, die Nicht-Gefährdung der Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG bei Realisierung der durch den B-plan ermöglichten Vorhaben (im Gut-achten wurde konkret ein Hotel-Neubau genannt) zu sichern. Es sei an dieser Stelle auf die Aussagen aus der Anlage verwiesen.  Der Gutachter kommt in seiner Einschätzung zu dem Schluss, dass angesichts der vor-handenen, überwiegend naturfernen Biotopstrukturen (s. Kap. 9.2) inmitten von Gewerbe- und Straßenflächen das Vorkommen von streng geschützten Arten im Geltungsbereich nicht zu erwarten ist.  Als potenzielles Teilhabitat für irgendwelche Arten kommt derzeit ohnehin nur der Erdwall am Nordrand infrage. Dazu merkt der Gutachter an, dass im Hinblick auf die Avifauna davon ausgegangen werden kann, „dass seltene und / oder hoch spezialisierte Arten den Erdwall nicht besiedeln, unabhängig von dem tatsächlichen Raumbedarf, welche Vögel als mobile Arten besitzen. Aber auch für weitverbreitete Arten stellt der Erdwall aufgrund seines hohen Störungsgrades einen wenig geeigneter Lebensraum dar“ (GÖFA 2016, S. 10). Einschränkend fährt er fort: „Aus artenschutzrechtlicher Sicht ist jedoch viel entscheiden-der, dass im Winterhalbjahr kein Brutgeschehen stattfindet“ (ebda.). Zwar bestehe keine 
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Gefahr, dass bei einem Eingriff Jungvögel in Nestern zu Schaden kommen, und auch adulte Vögel, die den Erdwall ggf. als Nahrungshabitat oder Rasthabitat im Winter nutzen könnten, würden als mobile Arten vor einem möglichen Eingriff die Fläche rechtzeitig verlassen. Um derartige (wenngleich eher unwahrscheinliche) Gefährdungen bodenbrütender Arten nun sicher ausschließen zu können wird (wie bereits in Kap. 7.9 erläutert) textlich festge-setzt, dass die sonstigen Arbeiten zur Räumung / Freistellung des Baufeldes in dem Zeit-raum im Winterhalbjahr durchgeführt werden müssen. Alternativ kann aber auch durch ent-sprechende Bodenbearbeitungsmaßnahmen (Mähen, Mulchen, Grubbern oder Eggen) ab Anfang März gewährleistet werden, dass bodenbrütende Vogelarten eben keine Nester an-lagen. Die zwingende Einhaltung der artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote ist somit gesichert. Der Gutachter schließ als Fazit: „Aufgrund der strukturellen Gegebenheiten im Plangebiet sowie unter Berücksichtigung der unmittelbaren Umgebung des Plangebietes ist nicht mit dem Vorkommen von Reptilien zu rechnen. Auch für weitere streng geschützte Arten ist da-von auszugehen, dass diese nicht im Plangebiet vorkommen. Für die Avifauna besteht im Winterhalbjahr keine artenschutzrechtliche Relevanz. Die Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1-5 BNatSchG werden für keine der Arten erfüllt. Die Planung ist somit den Vorgaben des Artenschutzes konform“ (GÖFA 2016, S. 10).   9.6 Abweichung von den Inhalten der Landschaftsplanung Gemäß § 9 Abs. 5 BNatSchG sind "in Planungen und Verwaltungsverfahren (<) die In-halte der Landschaftsplanung zu berücksichtigen. (<). Soweit den Inhalten der Landschafts-planung in den Entscheidungen nicht Rechnung getragen werden kann, ist dies zu begrün-den". Zur Zeit der Erstellung des Landschaftsplanes zum Flächennutzungsplan war das Ände-rungsgebiet bereits als gewerbliche Baufläche ausgewiesen und bebaut. Somit wurde die Fläche auch im Landschaftsplan als innerörtliche Gewerbefläche aufgenommen und bewer-tet. Daher wurden im Landschaftsplan auch keine flächenspezifischen Zielvorstellungen für das Plangebiet vorgegeben, welche über die allgemeinen Ziele für die innerörtlichen Bau-flächen (wie v. a. weitest mögliche Erhöhung des Grünanteils; weitest mögliche Beschrän-kung des Versiegelungsanteils aus ökologischen Gründen etc.) hinausgehen.  Abweichungen von den Inhalten der Landschaftsplanung sind durch die vorliegende Bebauungsplan-Änderung somit nicht gegeben.    10. Zusammenfassende Darstellung der voraussichtlichen Auswirkungen der Planung Die nach derzeitigem Kenntnisstand vorhersehbaren Auswirkungen der Planung auf die verschiedenen Belange, die nach § 1 Abs. 6 BauGB in der Bauleitplanung insbesondere zu berücksichtigen und damit Grundlage einer sachgerechten Abwägung untereinander sind, werden im Folgenden zusammenfassend dargestellt. Da die wesentlichen Auswirkungen der Planung bereits im Rahmen der vorstehenden Erläuterungen der städtebaulichen Konzeption, der planungsrelevanten Vorgaben und / oder der einzelnen Festsetzungen erörtert und ersichtlich wurden, beschränken sich die folgenden Ausführungen auf noch nicht behandelte Aspekte sowie – zur Vermeidung von Mehrfach-ausführungen - auf Querverweise zu den jeweiligen Stellen der vorliegenden Begründung, in denen entsprechende Erläuterungen zu finden sind. 
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Zur besseren Übersichtlichkeit werden die Auswirkungen in einer Tabelle dargestellt.  Städtebaulicher Belang  gemäß § 1 Abs. 6 BauGB Voraussichtliche Auswirkung der Planung auf den Belang 1. die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung,  Die Anforderungen an gesunde Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit sind, soweit über die Bauleitpla-nung regelbar, gewährleistet. Im Rahmen der Bau-genehmigung für bauliche Anlagen sind entspre-chende Nachweise zu führen. 2. die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigen-tumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung und die Anfor-derungen Kosten sparenden Bauens sowie die Bevölke-rungsentwicklung,  Keine Auswirkungen durch die vorliegende Bebau-ungsplan-Änderung in einem Industriegebiet. Die „Anforderungen Kosten sparenden Bauens“ sind auf Objektplanungsebene zu beachten. 3. die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere die Bedürfnisse der Familien, der jungen, alten und behinderten Menschen,(…) sowie die Belange des Bildungswesens und von Sport, Freizeit und Erholung, Keine erkennbaren Auswirkungen durch die vorlie-gende Bebauungsplan-Änderung. 4. die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche Keine nennenswerten Auswirkungen durch die vorliegende, kleinräumige Bebauungsplan-Ände-rung. 5. die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, die erhaltenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder städtebau-licher Bedeutung und die Gestaltung des Orts- und Land-schaftsbildes, Der mit der Änderung einhergehende Rückbau des derzeitigen Lkw-Parkplatzes ist aus orts- bzw. landschaftsbildästhetischer Sicht zu begrüßen. Im Falle der Realisierung des bereits konkreten ge-planten Hotelbaus (mit der Eingrünung) würde sogar eine stadtgestalterisch ansprechende Neugestaltung gegenüber dem Status quo eines versiegelten Lkw-Parkplatzes gesichert. Auch die flächengleiche Verlagerung des im B-plan festgesetzten, jedoch noch nicht realisierten Grünstreifens zur Planiger Straße hin bewirkt eine ökologische und stadt-bildästhetische Aufwertung entlang der Straße. 6. die von den Kirchen und Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts festgestellten Erfordernisse für Gottesdienst und Seelsorge, Kein Einfluss durch die vorliegende Bebauungsplan-Änderung. 7. die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere Dazu siehe ausführliche Erläuterungen in Kap. 9f. („Berücksichtigung der Belange von Umwelt- und Naturschutz“) . a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, wie vorstehend b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura2000-Gebiete im Sinne des Bundesnatur-schutzgesetzes, wie vorstehend c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insge-samt, wie vorstehend  
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 Städtebaulicher Belang  gemäß § 1 Abs. 6 BauGB Voraussichtliche Auswirkung der Planung auf den Belang d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, wie vorstehend e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachge-rechte Umgang mit Abfällen und Abwässern, wie vorstehend f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die spar-same und effiziente Nutzung von Energie, wie vorstehend g) die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts, wie vorstehend h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebie-ten, in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfül-lung von bindenden Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht über-schritten werden, wie vorstehend 
i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belan-gen des Umweltschutzes nach den Buchstaben a, c und d, wie vorstehend 8. die Belange  a) der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Be-völkerung,  Die durch die B-plan-Änderung ermöglichte klein-räumige Erweiterung des GI-Gebietes zulasten des Parkplatzes dient der verbesserten Ausnutzbarkeit der Industriegebietsflächen und damit den Belangen der mittelständischen Wirtschaft. b) der Land- und Forstwirtschaft, Kein Einfluss durch die vorliegende Bebauungsplan-Änderung. c) der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeits-plätzen, Das durch die B-plan-Änderung ermöglichte Vorha-ben dient ausdrücklich der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen. d) des Post- und Telekommunikationswesens, Keine Auswirkungen. e) der Versorgung, insbesondere mit Energie und Was-ser, einschließlich der Versorgungssicherheit Keine Auswirkungen. f) der Sicherung von Rohstoffvorkommen, Keine Auswirkungen. 9. die Belange des Personen- und Güterverkehrs und der Mobilität der Bevölkerung, einschließlich des öffentlichen Personennahverkehrs und des nicht motorisierten Ver-kehrs, unter besonderer Berücksichtigung einer auf Ver-meidung und Verringerung von Verkehr ausgerichteten städtebaulichen Entwicklung, 

Keine Auswirkungen. 
10. die Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes sowie der zivilen Anschlussnutzung von Militärliegenschaften, Keine Auswirkungen. 11. die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen städtebaulichen Entwicklungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen sonstigen städtebaulichen Planung Hier nicht zu berücksichtigen. 12. die Belange des Hochwasserschutzes Keine Auswirkungen durch die vorliegende Plan-Änderung. 13. die Belange von Flüchtlingen und Asylbegehrenden und ihrer Unterbringung Keine Auswirkungen. 




